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We are (the) 
REVOLUTION

Die Zeitung, die du in deinen Hän-
den hältst, wird regelmäßig von einer 
Gruppe von Jugendlichen herausge-
bracht. Diese Gruppe nennt sich genau 
wie die Zeitung - REVOLUTION. Wir 
sind eine internationale kommunisti-
sche Jugendorganisation,  die enga-
gierte Jugendliche auf zwei Kontinen-
ten organisiert. 

Wir haben ein gemeinsames Pro-
gramm, das wir uns selbst erarbeitet 
haben. Wir sind offen für jede Dis-
kussion, aber wir stehen geschlossen 
hinter unseren Aktionen. Wie unser 
Name sagt, sind wir für die Revolution, 
für den Kommunismus. Eine gerechte 
und befreite Gesellschaft kann nur 
entstehen, indem der Kapitalismus 
von denen, die er unterdrückt, zer-
schlagen wird. Und der Kampf dafür 
beginnt jetzt, in konkreten Kämpfen, 
wie im Kampf der Refugees für volle 
Bürger_Innenrechte oder Seite an 
Seite mit Arbeiter_Innen aus aller Welt.

Wir haben wöchentliche Ortsgrup-
pentreffen, auf denen wir gemeinsam 
diskutieren und Aktionen planen. Wir 
gehen auf Demonstrationen, unter-
stützen Streiks und bringen Flugblät-
ter und eine Zeitung heraus, um neue 
Jugendliche und junge Arbeiter_Innen 
für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn 
du unsere Ideen unterstützt, dann 
werde aktiv, organisiere dich gemein-
sam mit uns!

Auch in deiner Stadt
Berlin | Bonn | Dresden | Frankfurt 
a.M. | Fulda | Jena | Kassel | Kiel | 
Leipzig | Oldenburg | Stuttgart 

Termine
03.02.2017 Akademiker_Innenball 

verhindern! | Wien
18.02.2017 SIKO Gegenpro-

teste | München
08.03.2017 Internationaler Frauen-

kampftag | Demos & VAs 
in mehreren Städten

31.03.–01.04. Internationalis-
mustage |Berlin

01.05.2017 Demonstrationen in mehre-
ren Städten

Außerdem treffen wir uns wöchentlich in 
den Städten, diskutieren über Aktuelles und 
planen Aktionen. Tritt mit uns in Kontakt!

Editorial

Hier in dieser Zeitung erfährst du nur einige Punkte 
und Positionen unserer Politik. Sie alle basieren 

auf unserem Programm, welches unsere heu-
tige Situation mit dem Kampf um eine sozia-
listische Revolution verbindet. Allen Jugend-
lichen innerhalb der Sozialdemokratie, sowie 
in der radikalen Linken, wollen wir mit die-
sem Programm einen Diskussionsvorschlag 
bieten für den Aufbau einer tatsächlich 
revolutionären, unabhängigen Jugendor-
ganisation – einer neuen Jugendinterna-

tionale. Wir fordern euch auf, es mit uns zu 
diskutieren und aktiv in die kommenden Ausei-

nandersetzungen in der Krise zu tragen.
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Wer sind die G20?
SASKIA WOLF

In diesem Jahr findet in Hamburg der 
G20-Gipfel statt. Am 7. und 8. Juli tref-
fen sich Staatsführer_Innen mit ihrem 
Anhang aus 3000 Bürokraten_Innen, 
über 10.000 Polizisten_Innen und 
„Sicherheitskräften“. Aber nicht nur 
Sie werden vor Ort sein! Auch die ver-
schiedenen Organisationen und Struk-
turen der Linken- und Arbeiter_Innen-
bewegungen und Autonome werden da 
sein.

Die G20 sind die Gruppe der 20 wich-
tigsten Industrie-und Schwellenländer 
und die jährlichen Gipfel sind die zent-
rale Foren für international wirtschaft-
liche Zusammenarbeit. Die Staaten 
sind: USA, China, Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Argentinien, 
Australien, Brasilien, Japan, Kanada, 
Idonesien, Indien, Italien, Mexiko, 
Russland, Südkorea, Saudi-Arabien, 
Südafrika, Türkei und die EU-Staaten. 
Zudem nehmen internationale Orga-
nisationen, wie der Internationaler 
Währungsfonds (IWF), Weltbank (WB), 
sowie der Finanzstabilitätsrat (FSB) 
und einige Weitere, an dem Treffen teil. 

Die Treffen ansich stellen keine 
Organisation mit eigenem Verwal-
tungsapperat und einer permanenten 
Vertretung ihrer Mitglieder dar. Ihre 
Organisierung, Agenda und Gäste-
liste fallen in die Macht der jeweiligen 
G20-Präsidentschaft, die dieses Jahr 
von Deutschland gestellt wird. Somit 
sind diese Treffen informelle Abspra-
cheorte der Staatschefs. Denn obwohl 
die G20-Staaten 80% des Bruttoin-
landprodukts(BIP)weltweit haben, drei 
Viertel des Welthandels, sowie zwei 
Drittel der Weltbevölkerung „reprä-
sentieren“, so ist es für diese zwei Drit-
tel der Weltbevölkerung ihre Abspra-
chen zu erfahren, geschweige denn sie 
zu kontrollieren. 

Der Gipfel wurde erstmals 1999 zum 
Austausch während der sogenannten 
Asienkrise einberufen. Ursprünglich 
trafen sich nämlich die Finanzminis-
ter_Innen der G7, aber da die Asien-
krise den Weltmarkt beeinflusste, 
mussten sie ihr Absprachetreffen ver-
größern. Letztendlich verhandeln 
Sie jedoch über die möglichen Wege, 

die offensichtlich Schwäche des Welt-
finanzsystems zu beseitigen. Dabei 
erstellen Sie Leitlinien für die wirt-
schaftlich schwächeren Länder auf, 
um so die Weltwirtschaft aufrecht zu 
erhalten. Generell liegt das Ziel der 
Treffen in der Förderung des Wirt-
schaftswachstums. Auch herrschen 
zwischen den Staaten innerhalb der 
G20-Reige unterschiedliche Machtver-
hältnisse. Die Härte gegenüber Grie-
chenland bewies, wie mit wirtschaft-
lich absteigenden Staaten umgegangen 
wird. 

Die Leitlinien und Reformen, die bei 
diesem Treffen aufge-
stellt werden, schaden 
der Arbeiter_Innen-
klasse auf der ganzen 
Welt, da gerade auf uns 
die Finanzierung des 
Wirtschaftswachstums 
zurückfällt und wir die 
Kosten von Krisen tragen 
müssen. Denn obwohl 
man sich auf der offiziel-
len Homepage Mühe gibt, 
so zu wirken als ob die 
Klimafrage, Flucht oder X 
ernsthaft diskutiert wer-
den und man auch immer 
verspricht, Sachen zu 
verbessern, bleiben die 
Versprechungen oft fol-
genlos. Bis auf die, die 
den Reichen helfen noch 
reicher zu werden. Das 
Alles wollen wir nicht! 
Wir wollen nicht noch 
mehr arbeiten, für weni-
ger Lohn. Das Problem 
kann nicht über Unter-
drückung, Ausbeutung 
und Reformen hinter verschlossener 
Tür gelöst werden! Für die Regierungs-
vertreter_Innen steht die Wirtschaft 
steht über der Frage, wie wir unsere 
Umwelt erhalten und nicht zuletzt auch 
über der sozialen Frage. Sowas wollen 
wir nicht länger hinnehmen!

Aus diesem Grund schließen wir uns 
der Mobilisierung und Organisierung 
der Linken- und Arbeiter_Innenbewe-
gung an. Sowohl eine Großdemo, als 
auch ein Camp und weitere Aktionen 
sind in Planung nach der ersten No-G20 

Konferenz mit 600 Teilnehmern. Für 
uns heißt das Problem Kapitalismus 
und ohne ihn zu überwinden, werden 
wir auch nicht mehr erleben, wie die 
Krise gelöst wird. Auch wenn Viele in 
Deutschland gerade nicht das Gefühl 
haben, so müssen wir uns nur in der 
Welt umschauen um zu wissen, dass 
das unsere Zukunft sein könnte. 

Denn trotz der Vereinbarung, die auf 
dem G20-Gipfel getroffen werden auf 
lange Sicht wieder eine Verschlech-
terung der Krise absehbar, bleibt wie 
bisher.

Lasst uns für diese Forderungen und 
gegen die Angriffe des Kapitals und der 
G20 kämpfen – für Massenmobilisie-
rungen von Gewerkschaften, Arbeiter_
Innenparteien und Linken gegen die 
Krise, international! Für die internati-
onale Koordination von Besetzungen 
und Generalstreiks!

¾¾ Zahlt eure Krise selbst – keine Banken-
rettungen, Subventionen für Unterneh-
men etc. auf Kosten der Jugend, der 
Arbeiter_Innenklasse und der einfachen 
Bevölkerung!

¾¾ Gegen Lohnkürzungen, Entlassungen 
und Werksschließungen – Für die Ver-
staatlichung von Betrieben, die solche 
Maßnahmen durchsetzen wollen – unter 
Arbeiter_Innenkontrolle!

¾¾ Stoppt Sparpakete, Schluss mit Sozial-
kahlschlag und Bildungsabbau! Stattdes-
sen: Für ein Programm gesellschaftlich 
nützlicher Arbeiten, wie dem Ausbau 
des öffentlichen Nah -und Fernver-
kehrs, regenerativer Energien, sowie 
dem Bau neuer Schulen, Universitäten, 
Krankenhäuser, Freizeit- und Kultur-
einrichtungen! Bezahlt werden soll das 
aus dem Reichtum und den Profiten der 
Kapitalist_Innen!

¾¾ Schluss mit der ansteigenden Militarisie-
rung und Nein zu den imperialistischen 
Kriegseinsätze wie in Syrien! 

UNSER PROGRAMM LAUTET DESHALB: 
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Bundeswehr — 
REVOLUTION LEIPZIG

In Zeiten der Krise rüstet die ganze 
westliche Welt auf. Auch Deutschland 
ist ganz vorne mit dabei.  Die geplan-
ten Aufrüstungen befinden sich im 
Millionen-Bereich; Waffen und vor 
allem Hubschrauber und Panzer sol-
len neu angeschafft werden. Aber jede 
Armee braucht auch Soldat_Innen, die 
mit diesem neuen Equipment umge-
hen können. Dafür müssen vor allem 
junge Menschen rekrutiert werden. 
Dafür hat die Bundeswehr, wie viele 
andere Unternehmen auch, ein neues 
Netzwerk entdeckt. Auf YouTube wirbt 
sie mit der angeblich absolut realisti-
schen Serie „Die Rekruten“ um junge 
Menschen, die die Armee verstärken 
sollen. Dabei wird nach dem Vorbild 
großer Kampangen wie in den USA die 
Armee als bürgernaher und  „norma-
ler“ Beruf, sowie als Staatsdienst pro-
pagiert. Gleichzeitig wird mit einfacher 
Technik, welche mensch von vielen 
YouTuber_Innen kennt, versucht, eine 
Nähe zu Jugendli-
chen zu bringen, 
wie beispiels-
weise das direkte 
Anreden der 
Zuschauer_Innen 
und sogenannten 
„Call-to-Actions“. 
Auch wird sehr 
viel gewitzelt und 
die Grundausbildung wirkt in ihrer 
Darstellung zwar streng aber dennoch 
spaßig.

Im vergangenen Jahr meldeten sich 
1216 Jugendliche im Alter von 17 Jah-
ren für den Wehrdienst. Diese wurden 
zumeist mit Flyern und Infomaterial, 
welche jede_r Staatsbürger_In in die-
sem Alter zugesendet wurde, angewor-
ben. Obwohl damit gegen die UN Kin-
derrechtskonventionen verstoßen wird 
und Deutschland Kindersoldat_Innen, 
nach der allgemeinen Definition, in 
einem noch nie vorhandenem Umfang 
beschäftigt. Trotz dessen, dass die UN 
gegen solche Fälle Sanktionen ausspre-
chen wollte, bleibt sie den bürgerlichen 
Organen gegenüber freundlich, da 
Deutschland zu den führenden imperi-
alistischen Ländern gehört. 

Die Serie „Die Rekruten“ wird die 
Zahl der Jugendlichen, die sich für 
eine Grundausbildung entscheiden,  

nicht schrumpfen lassen, sondern ver-
stärken, da die Serie auf Kinder und 
Jugendliche zugeschnitten ist. Um 
auch Ältere und Menschen, welche den 
militärischen Dienst hinterfragen, zu 
überzeugen, wird die Gefahr von Tod 
und posttraumatischen Belastungs-
störungen kleingeredet. Mit der bei 
Soldat_Innen weltweit ausgeführ-
ten 22-Push-up-Challenge wird eher 
heuchlerisch als ernsthaft das Thema 
posttraumatische Belastungsstörun-
gen angerissen.

PRIVATE AUDIENZ DER 
BUNDESWEHR

Aber da so eine Serie nicht ausreicht, 
schickt die Bundeswehr sogenannte 
Jugendoffizier_Innen und Wehrdienst-
berater_Innen in die Schulen. Sie sind 
pädagogisch geschult und relativ jung, 
um bei den Jugendlichen perfekt anzu-
kommen. Zudem können sie durch die 
pädagogische Ausbildung, die sie in der 
Akademie der Bundeswehr für Infor-
mation und Kommunikation bekom-

men haben, ihre 
Propaganda an 
die Schüler_Innen 
leichter vermit-
teln. Sie versuchen 
meist, mit dem Spiel 
„Politik & Interna-
tionale Sicherheit“ 
die Kriegseinsätze 
der Bundeswehr zu 

rechtfertigen. Bei dieser zwei- bis fünf-
tägigen Simulation werden den Schü-
ler_Innen Regierungsämter auferlegt 
und sie sollen dann Konflikte lösen. Das 
aber ist natürlich nur mit dem Militär 
möglich. So wird unter dem Deckman-
tel der Kritikförderung und Meinungs-
bildung eine perverse Gehirnwäsche 
betrieben.

Dabei sind Wörter wie Krieg, Tod 
oder Posttraumatische Belastungsstö-
rungen Fehlanzeige. Dafür hat mensch 
sich extra für das Wort Auslandsein-
sätze statt für Kriegseinsätze entschie-
den, um eine Verharmlosung zu integ-
rieren.  Solche Realitätsferne ist keine 
Seltenheit.

Dennoch wird ausnahmslos nur mit 
Spaß, Sport, Teamgeist und ziemlich 
viel Geld geworben. Wenn mensch das 
alles ohne die Bezahlung sieht, lässt 
sich ein Bezug zur „Hitlerjugend“ und 
den „Pionieren“ herstellen, bei denen 

auch  durch diese Schlagwörter propa-
gandistische Gehirnwäsche betrieben 
wurde. 

 Was aber nicht klar wird: Spaß 
kann bei einer Armee nie vorhanden 
sein, da der Beruf von Soldat_Innen, 
auf ihr_sein eigenes Leben reduziert 
ist. Die Devise ist deshalb:  töten und 
aufpassen, nicht getötet zu werden. 
In dieser Reduzierung klingt mit, 
dass dies seelisch sehr belastend ist. 
Wenn mensch den anderen Teil des 
Soldat_Innenlebens betrachtet, ist das 
die Verteidigung des „Vaterlandes“ 
oder, anders ausgedrückt, die Vertei-
digung der Bourgeoise gegen Revolu-
tionen, andere Bourgeoisien und die 
Sicherung der ihnen angeblich zuste-
henden Ressourcen. 

Der tolle Sport, mit dem ebenfalls 
geworben wird, ist wie fader Schul-
sport. Er besteht meist aus Übungen, 
die für die Über-/Unterquerung von 
Hindernissen gedacht sind. Dennoch 
ist von Parcours-Action nichts zu spü-
ren. Oft wird der Sport  auch mit Waffe 
bewältigt, um das Vertrauen in diese 
Tötungsmaschine eingetrichtert zu 
bekommen. Freizeitlich ist das sport-
liche Angebot seitens der Bundeswehr 
nicht wirklich gegeben. 

Teamgeist, der letzte Teil der Zau-
berformel,  heißt bei der Truppe Kame-
radschaft. Ein Wort was sonst nur im 
rechtsextremen Bereich für Gruppen 
und paramilitärische Vereine verwen-
det wird. Sie ist Pflicht, egal ob sich 
diese negativ oder positiv auswirkt. 
Bei einem solchen Beruf, der schon so 
seelisch sehr belastend ist, ist es nicht 
gut, dass beispielsweise auch Mobbing 
so unter der Kameradschaft versteckt 
werden kann.

WAS TUN GEGEN DIE 
BUNDESWEHR AN 

EURER SCHULE?
Es ist mehr als wichtig, sich das nicht 

gefallen zu lassen. Es ist nicht annehm-
bar, dass die Bundeswehr an Schulen 
geht, um dort neue Jugendliche für 
ihre imperialistischen Kriegszwecke 
und den lebensgefährlichen Kampf zu 
rekrutieren und sie innerhalb ihres 
Umfelds einer propagandistischen 
Gehirnwäsche zu unterziehen, die 
auch noch eine Pflichtveranstaltung 
ist! Also, macht was gegen diese unan-
genehmen Gäste!  

RAUS AUS DEN SCHULEN!

„Obwohl damit gegen die 
UN Kinderrechtskonventionen 

verstoßen wird und Deutschland 
Kindersoldat_Innen, nach 

der allgemeinen Definition, in 
einem noch nie vorhandenem 

Umfang beschäftigt.“
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CHRISTIAN MEYER UND TRUDE SOMMER 

Seit dem 9. November 2016 steht die 
Polit-Welt Kopf. Das, was hierzu Lande 
nur wenige erwartet hatten, ist ein-
getreten: Donald Trump wurde zum 
45. US-Präsidenten gewählt. Der all-
gemeine Rechtsruck spiegelt sich nun 
auch in den US-Wahlergebnissen nie-
der. Man hat einen sexistischen, rassis-
tischen alten Knacker zum mächtigs-
ten Mann der Welt erwählt. Zwischen 
Ende-der-Welt-Szenarien und Wird-
schon-nicht-so-schlimm-Befriedungs-
Rhetorik hangelt sich die bürgerliche 
Berichterstattung von einem Erklä-
rungsversuch zum nächsten. Wir wol-
len die Lage in den USA aus marxis-
tischer Perspektive betrachten und 
daraus unsere politischen Schlüsse 
ziehen.

WIE KONNTE ES SOWEIT 
ÜBERHAUPT KOMMEN?

Stellen wir uns einmal diese Frage, 
kommen wir schnell zu mehreren 
wichtigen Faktoren, die letztlich wohl 
ausschlaggebend waren für Trumps 
Sieg. Zum einen wäre da das US-Wahl-
system, welches an sich schon nicht 
gerade besonders einfach zu verste-
hen ist. Demnach wird nämlich nicht  
Präsident_In, wer die meisten Stim-
men bei der Wahl auf sich vereinen 
kann, sondern wer die meisten Ver-
treter_Innen im „Electoral College“, 
der Versammlung der Wahlfrauen und 
-männer auf ihre bzw. seine Seite brin-
gen kann. Dabei haben sich traditio-
nell alle Wahlfrauen und Wahlmänner 
an das Wahlergebnis in den jeweiligen 
Bundesstaaten zu halten. Das heißt, 
dass automatisch alle Wahlstimmen 
der jeweiligen Bundesstaaten an den_
die Kandidat_In gehen, deren Partei 

das bessere Wahlergebnis erzielt. Da 
in den meisten US-Bundesstaaten das 
„The Winner takes it all“-Prinzip (dt. 
„der Sieger bekommt alles“) herrscht, 
konnte Trump am Ende also genügend 
Wahlleute auf sich vereinen, um so zum 
nächsten Präsidenten gewählt zu wer-
den, obwohl er nach der reinen Anzahl 
von Wähler_Innenstimmen Clinton 
hätte unterlegen müssen. Auf dieselbe 
Weise konnte im Jahr 2000 auch George 
W. Bush die Wahl gegen den Demokra-
ten Al Gore gewinnen, obwohl diesem 
in einer proportionalen Stimmenver-
teilung die meisten Stimmen zugestan-
den hätten.

Zum anderen wären da dann noch 
die Wahlkampagnen von Clinton und 
Trump. Während Clinton einen rheto-
risch gemäßigteren Wahlkampf führte, 
kam Trump mit der Brechstangenrhe-
torik um die Ecke und wetterte gegen 
alle vermeintlichen Ungerechtigkeiten 

 als US-Präsident: TRUMP
Wohin steuern die USA?

Macht darauf aufmerksam, dass ihr 
mit einem Besuch der Bundeswehr 
nicht einverstanden seid. Ihr könnt 
zwar natürlich mit eurer Schulleitung 
reden und um Absage bitten. Dass 
das durchgesetzt wird, ist aber eher 
unwahrscheinlich. 

Deswegen müsst ihr selber mit euren 
Freund_Innen aktiv werden und euch 
gegen den geplanten Besuch wider-
setzen. Druckt Flugblätter aus, auf 

denen eure Meinung draufsteht und 
macht Aushänge. Dabei könnt ihr kre-
ativ werden. Wenn euch nichts einfällt, 
kann euch das Internet Hilfe bieten. 
Macht eine kleine Kundgebung auf dem 
Schulhof mit Megaphonen oder führt 
ein kurzes Theaterstück auf. Auch 
besteht die Möglichkeit, mit roter Farbe 
den Schulhof und die Gänge zu deko-
rieren. Ihr könnt auch ein selbst gemal-
tes Transpi vom Schuldach herunter 

lassen. 
 Wenn das alles nichts hilft, könnt ihr 

nur der Argumentation entgegenhal-
ten. Versucht, mit den oben gegebenen 
Informationen die Veranstaltung zu 
korrigieren. Wenn zum Beispiel der/
die Jugendoffizier_In sagt: „die Bun-
deswehr ist ein normaler Arbeitgeber“, 
könnt ihr antworten mit Sprüchen wie: 
„Ja aber mit höherer Todesrate und der 
Legalisierung von Mord an anderen.“
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in den USA, egal ob es die verhassten 
Parteibonzen des „Establishments“ 
oder Minderheiten waren, die an allem 
Schuld seien. Zusätzlich bediente er 
sich auch einer frauenfeindlichen und 
rassistischen Rhetorik, die an Ekel-
haftigkeit nicht mehr zu überbieten 
ist. Auch durch seine radikale Ableh-
nung von Freihandelsabkommen wie 
etwa TTIP oder TPP (transpazifisches 
Freihandelsabkommen) sowie dem 
Versprechen, ausgelagerte Jobs wie-
der in die USA zurückzuholen, konnte 
er viele Wähler_Innen überzeugen, für 
ihn zu stimmen.

Gerade das Versprechen um die 
Rückholung der Jobs fand bei den abge-
hängten Teilen des Kleinbürgertums, 
aber auch der Arbeiter_Innen und 
Jugendlichen Zustimmung, welche in 
den Regionen leben, die von der Krise 
und den daraus folgenden Entwicklun-
gen am stärksten betroffen waren. Dies 
trifft beispielsweise auf die Gegend um 
die einstige Hochburg des US-Automo-
bilbaus Detroit zu. Seitdem dort Chrys-
ler und General Motors große Teile 
der Produktion ins kostengünstigere 
Ausland verlagerten, sind viele Men-
schen arbeits- und auch perspektivlos 
geworden. Nicht nur ehemalige Arbei-
ter_Innen sind davon betroffen, son-
dern auch viele Jugendliche und junge 
Erwachsene, welche sich in der Auto-
mobilbranche eine berufliche Zukunft 
erhofft hatten.

Aber auch die aggressiven Elemente 
der US-Bourgeoisie versammeln 
sich hinter Trump. So hat er sich mit 
der Forderung nach dem uneinge-
schränkten Recht 
auf Waffenbesitz die 
Unterstützung der 
mächtigen US-Waf-
fenlobby-Organisa-
tion NRA (National 
Rifle Assiciation) 
gesichert. Und auch 
der deutsche Impe-
rialismus leckt sich 
bereits die Finger. 
Der Chef des deutschen Dax-Konzerns 
HeidelbergCement, Bernd Scheifele, 
zeigt sich „positiv gestimmt“ und 
freut sich schon darauf, am Bau der 
von Trump geplanten Grenzmauer zu 
Mexiko mitzuverdienen.

Doch bei allen „hau-drauf“-Wahl-
kampfversprechen bleibt am Ende die 
Frage, wie viel Trump tatsächlich von 
seinen Ankündigungen umsetzen kann 
und wie viel ihn die herrschende Klasse 
des US-Imperialismus tatsächlich 
durchgehen lässt.

TRUMPS ZIELE 
Neben der vermeintlichen Rückfüh-

rung von ausgelagerten Arbeitsplätzen 
und dem Boykott von Freihandelsab-
kommen war eines der Hauptthemen 
von Trumps Wahlkampf das Thema 
Steuersenkungen. Wer allerdings 
dachte, diese würden vor allem Arbei-
ter_Innen und prekär Beschäftigen zu 
gute kommen, der muss sich enttäuscht 
sehen. Trump ging es nie darum, für 
diese Bevölkerungsschichten die Steu-
ern zu senken, sondern die Steuern für 
Unternehmen, Reiche und auch den 
Finanzsektor zu senken, also denjeni-
gen Steuererleichterungen zu ermögli-
chen, welche die Krise verursacht und 
zusätzlich noch mit den Krisenfolgen 
teilweise Riesengewinne eingefahren 
haben. Auch der Mythos, Trump würde 
wieder ausgelagerte Arbeitsplätze 
zurückholen, lässt sich sehr einfach 
widerlegen, schließlich will kein_e 
Kapitalist_In auf Extraprofite, welche 
durch vereinfachte Ausbeutungsbe-
dingungen in vielen Ländern der Welt 
(vornehmlich Länder des globalen 
Südens bzw. Halbkolonien), freiwillig 
verzichten. Ebenso unwahrscheinlich 
ist es, dass Trump auf einen offenen 
Konflikt mit Russland verzichtet, da 
sich die Interessen des russischen wie 
auch des US-Imperialismus zu sehr im 
Wege stehen und zu gegensätzlich sind. 
Dies zeigt sich nicht nur in der Ukraine, 
sondern beispielsweise auch an den 
Andeutungen Trumps, das Atomab-
kommen mit dem Iran zurücknehmen 
zu wollen. Russland hingegen feiert 
seine exzellenten Handelsbeziehun-

gen mit dem Iran, 
deren Handelsum-
satz im Jahr 2016 
über 1,2 Milliar-
den Dollar lag. Dies 
lässt vermuten, 
dass Russland der 
Aufkündigung des 
Abkommens eher 
weniger begeistert 
gegenüber steht. 

Zwar behauptet Trump immer wieder, 
er würde sich Putin nicht auf die Weise 
entgegenstellen wie es Obama tut, 
doch was er davon am Ende umsetzen 
wird bleibt abzuwarten. Was sich aber 
jetzt schon beobachten lässt, ist der 
Spiegel, den die Wahl Trumps vor die 
wahlberechtigte Bevölkerung der USA 
hält. Offensichtlich ist die Gesellschaft 
an einem Punkt, an dem es akzeptabel 
ist, einen sexistischen, rassistischen, 
alten Halsabschneider an die Macht zu 
wählen, der sich damit brüstet, Frauen 

entgegen ihres Willens in den Schritt 
zu greifen, politische Dissident_Innen 
ohne Prozess in Guantanamo einzuker-
kern und Muslimen die Einreise in die 
USA zu verbieten. 

Auch die Auswahl seines bisherigen 
Personals für die wichtigsten Posten 
wie etwa Berater_Innenstab, Außen-, 
Wirtschafts-, Finanz- oder auch Ver-
teidigungsministerium unterstützt 
unsere Einschätzung zu Trumps Zie-
len. Hier werden rechte Verschwö-
rungstheoretiker, ehemalige CIA-Chef-
folterknechte oder auch Banker an 
die Spitze des jeweiligen Ministeriums 
gesetzt, welche am besten dazu geeig-
net sind, die politischen wie auch wirt-
schaftlichen Interessen des US-Impe-
rialismus notfalls mit Armeeeinsätzen 
durchzusetzen. 

ALTERNATIVEN?
Nachdem wir also nun eingehend die 

derzeitige politische Situation betrach-
tet haben, stellt sich die Frage, ob es 
tatsächlich eine Alternative zu Trump 
geben könnte. 

Für alle, die bedauern, dass Clinton 
nicht gewählt wurde, obwohl sie das 
vermeintlich kleinere von zwei Übeln 
sei: Hillary Clinton ist eine der größten 
Kriegstreiberinnen im Nahen Osten. 
Sie ist Angehörige der gewaltigen Herr-
schenden-Dynastie in den USA und hält 
hoch dotierte Reden an der Wall Street. 
Ihre Verbindungen zum Finanzkapi-
tal und der herrschenden Polit-Clique 
sind unverfehlbare Zeichen dafür, dass 
sie keinen positiven Wandel herbei-
führen würde. Ihre Rhetorik darüber, 
dass „America“ bereits großartig sei 
und nicht, wie von Trump postuliert, 
„wieder“ groß gemacht werden müsse, 
verschleiert die Realität von prekären 
Schichten. Clinton steht für eine Poli-
tik der Hintertür. Während sie weniger 
großmäulig daher kommt als Trump, 
versteht sie es einfach nur, ihre aggres-
siven Bestrebungen in der Außenpoli-
tik zu kaschieren und sich somit als die 
Besonnene darzustellen.

Eine  Alternative hätte der demo-
kratische Präsidentschaftskandidat 
Bernie Sanders bieten können.  Aller-
dings beschränkten sich seine refor-
mistischen Vorhaben nicht nur auf den 
Aufbau des Sozialstaats, sondern auch 
darauf, mit seinen Forderungen immer 
innerhalb des bestehenden bürgerli-
chen Rahmens zu bleiben. Doch auch 
den Traum ließ er platzen, spätestens 
mit seinem Verrat an den Arbeiter_
Innen, indem er verkündete, Clinton 
vorbehaltlos zu unterstützen und es 

Internationales

„Sanders hätte die Partei der 
Demokrat_Innen verlassen und 

für eine Arbeiter_Innenpartei 
eintreten müssen. Doch durch 

den Verrat verschenkte er 
das Potenzial und entpuppte 

sich somit als opportu-
nistische Reformist“
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JAQUELINE KATHERINA SINGH

Bis 2030 soll der Bundeswehr Etat um 
130 Milliarden €  erhöht werden. Aber 
nicht nur die Bundeswehr ist kräftig am 
aufrüsten. Weltweit stiegen die Ausga-
ben für die jeweiligen, nationalen Mili-
täretats um 1,3 Prozent. In Prozent liest 
sich das wenig. Umgerechnet ist das 
aber ein Anstieg auf 1,57 Billionen U.S. 
Dollar. 

Die USA geben jährlich 596 Milliarden 
US Dollar für ihr Militär aus. Damit sind 
sie mit weitem Abstand auf Platz 1 unter 
den Top 10 der jährlichen Militärausga-
ben weltweit. Seit 2015 haben sich ihre 
Ausgaben erhöht. Davon werden 108 
Milliarden Dollar genutzt um in den 
kommenden 5 Jahren nukleare Waffen 
aufzurüsten. Dies wurde im Septem-
ber 2016 angekündigt. Aber nicht nur 
ihre Ausgaben sind gestiegen. Auch die 
Standorte ihrer Truppen haben sich 
verändert. Ziel ist es in Asien, gerade 
im Pazifik, Luftwaffe und Marine zu 
stärken. Darüber hinaus werden ab 
Februar rund 4500 US Soldaten in den 
Osten von Europa geschickt. Ziel sei die 
Friedenssicherung in Europa und eine 
Demonstration von Stärke gegenüber 
Russland, laut dem Oberbefehlshaber 
der US-Landstreitkräfte in Europa. 
Die ersten Panzer dafür sind schon im 
Januar im Bremerhaven eingetroffen 
um sich von dort aus auf den Weg zu 
machen. 

Weit hinter den USA, aber immer 

noch auf Platz 2 der Rangliste der Mili-
tärausgaben kommt China mit 215 Mil-
liarden Dollar. In den letzten Jahren 
gab‘s es für die Volksbefreiungsarmee  
die größte Strukturreform seit den 
50er Jahren. Diese implizierte, dass 
der aktuelle Präsident sich selber zum 
Vorsitzenden des  Militärs gekürt hat. 
Zudem wurde der vorherige Stütz-
pfeiler –Landstreitkräfte- umgewor-
fen und durch Luftwaffen und Marine 
ersetzt. 

Russland findet man –nein, nicht auf 
dem dritten, sondern auf dem vierten 
Platz. Die Bronzemedaille der Aufrüs-
tung geht nämlich an Saudi Arabien. 
Ungefähr 66,4 Milliarden Dollar  gibt 
die russische Regierung aus. Was sich 
im direkten Vergleich als schwach 
anhören mag, hat in Syrien und der 
Ukraine gezeigt, dass die russische 
Armee jedoch einsatzbereit ist. Zudem 
sollen bis zum Jahr 2020 die russischen 
Landstreitkräfte mehr als 11.000 neue 
gepanzerte Kampffahrzeuge sowie 
rund 14.000 weitere Militärfahrzeuge 
erhalten. Dadurch soll der Anteil 
der neuen Militärtechnik am gesam-
ten Bestand 70 Prozent erreichen. 
Aber Militarisierung bedeutet nicht 
immer nur Soldaten, Panzer und 
Gewehre. Es bedeutet auch Abschot-
tung, da die Grenzsicherungssysteme 
die Grenzen der bürgerlichen Nationen 
wahren sollen. Die Zäune, Wachtürme 
und Flotten der Marine im Mittelmeer 
sorgen dafür dass keine Geflüchteten 

hinein kommen, können bei kriege-
rischen Auseinandersetzungen aber 
auch schnell einen noch ekelhafteren 
Charakter bekommen, wenn es um die 
achso wichtige „Vaterlandsverteidi-
gung“ geht. Auch heißt Militarisierung, 
dass das Militär immer mehr in unse-
ren Alltag rutscht. Ob nun durch Serien 
oder Filme, die das Militär nebenbei 
positiv erwähnen oder direkte Wer-
bung wie die YouTube-Serie der Bun-
deswehr, Werbeclips der US-Armee 
oder Plakate und Auftritte an Schulen, 
Universitäten und Ausbildungsmes-
sen. Es wird versucht das Militär in den 
Alltag zu integrieren und eine posi-
tive, wenn nicht gar heldenhafte Rolle 
zuzuschreiben. 

Aber wir wollen es nicht nur dabei 
belassen, Fakten aufzuzählen, sondern 
uns auch fragen, warum das Alles pas-
siert. Die militärische Aufrüstung, die 
wir beobachten können ist Ausdruck 
der Zuspitzung der Krise des kapitalis-
tischen Systems. Aufgrund von Kon-
kurrenz werden Machtdemonstratio-
nen werden offensiver und der Kampf 
um die Neuaufteilung der Welt hat 
bereits in zwei Ländern Gestalt ange-
nommen hat. 2014 in der Ukraine und in 
Syrien in den letzten Jahren. Ein weite-
res Beispiel für die Zuspitzungen findet 
im Pazifik statt: der sogenannte „Insel-
krieg“. Oberflächlich betrachtet, ver-
suchen die USA und China sich um Ste-
inhaufen im Meer zu streiten. Dahinter 
stecken aber Machtdemonstrationen 

auf keine ernsthafte Auseinanderset-
zung mit ihr ankommen zu lassen. San-
ders bekam bei den Vorwahlen rund 
13 Millionen Stimmen, mobilisierte zu 
dem Nominierungsparteitag der Kan-
didat_Innen ebenfalls mehr als 10 000 
Menschen und vereinte auch wichtige 
Bewegungen in den USA wie „Black 
lives matter“. Auch die Unterstützung 
der Gewerkschaften, hatte Sanders 
gewiss. Dadurch bewies sich, dass es 
das Bedürfnis nach einer alternati-
ven Kraft zum Zwei-Parteiensystem in 
den USA gibt. Sanders hätte die Partei 
der Demokrat_Innen verlassen und 
für eine Arbeiter_Innenpartei eintre-
ten müssen. Doch durch den Verrat 
an ihnen verschenkte er das Poten-
zial und entpuppte sich somit als der 

opportunistische Reformist, der als 
US-Präsident auch keine ernstzuneh-
mende Alternative zu Trump oder Clin-
ton gewesen wäre.

Was wir daraus lernen können, ist, 
dass Arbeiter_Innen, Jugendliche, pre-
karisierte Frauen und Migrant_Innen 
ihre eigene Partei brauchen, die die 
einzelnen Teilkämpfe miteinander 
vereint und diese gemeinsam anführt 
und organisiert. Die Leute aus der 
Sanders-Bewegung,  Gewerkschaf-
ter_Innen, Black-Lifes-Matter u.a. und  
müssen sich neu organisieren und für 
die Gründung einer Arbeiter_Innen-
partei eintreten, in der revolutionäre 
Kräfte für ein revolutionäres Pro-
gramm kämpfen müssen. Eine solche 
Organisation wäre nicht nur in der 

Lage, mehrere hunderttausend Men-
schen für Aktionen wie etwa Kund-
gebungen und Demonstrationen zu 
mobilisieren, sie könnte sich auch an 
wichtigen Stellen wie Schulen, Unis, 
in verschiedenen Betrieben oder auch 
Stadtteilen verankern, um dort nicht 
nur für ihre Ideen zu kämpfen, son-
dern auch um das Zusammenleben zu 
organisieren und damit genau das tun, 
was die staatlichen Institutionen seit 
Jahren nicht hinbekommen. Letztend-
lich ist es entscheidend, nicht nur für 
Verbesserungen im bestehenden Sys-
tem kämpft, sondern das System an 
sich, den Kapitalismus, überwinden zu 
wollen. Genau dafür kämpfen wir und 
unsere Genoss_Innen von Workers 
Power (US). 

Das neue WETTRÜSTEN?
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2016 sitzen weltweit die meisten 
inhaftierten Journalist_Innen in der 
Türkei. Alle oppositionellen Medien, 
seien es Fernsehsender, Radiokanäle 
oder Internetseiten wurden (oftmals 
gewaltsam) geschlossen oder ver-
staatlicht. Die oppositionellen linken 
Parteien wurden auf brutalste Weise 
verfolgt und ihre Strukturen zer-
schlagen. Hunderttausende Menschen 
haben nach dem Putschversuch am 
15. Juli 2016 ihre Arbeit verloren, wur-
den als „Terroristen“ abgestempelt, 
teilweise verfolgt. Der Krieg gegen die 
Kurd_Innen hat seit den 90er Jahren 
ein neues, härteres, grauenhafteres 
Niveau erreicht und kostet jede Woche 
mehreren hundert Menschen das 
Leben. Es werden keine Minderheiten, 
linke, demokratische oder revolutio-
näre Bewegungen mehr akzeptiert und 
die AKP-Regierung tut alles, um diese 
zu beseitigen.

In der Türkei formiert sich eine 
immer bonapartistischer werdende 
Regierung, welche mit allen Mitteln 
versucht, die Minderheiten zu unter-
drücken und sie mundtot zu machen, 
sodass Erdogan seinem Traum eines 
Präsidialsystems immer näher kommt. 
Dies wird durch die gewaltsame, 

chauvinistische Verwischung der Klas-
senwidersprüche versucht. Im letzten 
Monat arbeiteten Abgeordnete der 
konservativ-islamischen Partei AKP 
und der rechtsnationalistischen Par-
tei MHP an einem Vorschlag für eine 
Verfassungsänderung, die als Folge die 
zentralisierte Macht in Erdogans Hände 
gibt, und somit das Präsidialsystem 
vervollständigt. Im Frühling 2017 soll 
eine Volksabstimmung über das Präsi-
dialsystem stattfinden.

Seit dem Putschversuch am 
15. Juli 2016 konnten mit Hilfe der Not-
standsgesetze tausende Verhaftungen, 
Einschränkungen und Entlassungen 
durchgesetzt werden. Mehr als 160 
Medien- und Presseorgane wurden 
verboten, mehr als 100.000 Menschen 
des öffentlichen Dienstes entlassen. An 
Stelle von gewählten prokurdischen 
oder linken Bürgermeister_Innen 
wurden AKP-treue Mitarbeiter_Innen 
eingesetzt. Die zweitgrößte oppositi-
onelle Partei in der Türkei, die demo-
kratische Partei der Völker HDP, ist 
stark von den Repressionen des Staa-
tes betroffen. Rund 12 Abgeordnete 
und Bürgermeister_Innen sitzen in 
Haft und gegen viele weitere liegen 
Strafverfolgungen vor, wegen angeb-
licher zusammenarbeit mit der kurdi-
schen Arbeiter_Innenpartei PKK. Es 

werden Parteigebäude in vielen Städ-
ten angezündet und schwer demoliert. 
Die Arbeit der HDP ist aufs Massivste 
eingeschränkt worden, somit existiert 
medial aber auch politisch keine Kraft, 
die die Stimme der Unterdrückten und 
vom Staat massakrierten Minderheit, 
der Kurd_Innen, repräsentiert.

Im Osten der Türkei sieht die Lage der 
Menschen noch schlimmer aus. Städte 
wie Cizre, Nusaybin und Diyarbakir, 
in welchen größtenteils Kurd_Innen 
lebten, wurden vom türkischen Mili-
tärstaat in Trümmer gelegt. Es finden 
regelrechte Hetzkampangen gegen all 
jene statt, welche nicht dem AKP-Bild 
eines türkischen Sunniten entspricht. 
Kurdische Jugendliche verschwinden 
spurlos, Kulturzentren werden ange-
griffen und mehr als 450 Vereine wur-
den verboten. Damit existieren bald 
keine zivilgesellschaftlichen Struk-
turen mehr. Frauenrechtler_Innen 
und LGBTIA-Aktivist_Innen ergeht es 
nicht anders. Eine Frau habe zu Hause 
zu sitzen und sich um den Haushalt 
und die Kinder zu kümmern, so das 
Denken der AKP. LGBTIAs sind voll-
kommen entrechtet und werden vom 
Großteil der Bevölkerung als Schande 
der Menschheit angesehen, stehen sie 
doch im starken Gegensatz zum stark 
patriarchalen Familienbild. Die Rechte 

Internationales

– Der Kettenhund 
an der kurzen Leine?

TÜRKEI

der beiden imperialistischen Kräfte.  
Aber was können wir gegen diesen 

Scheiß tun? Klar ist: Ob nun im Innern 
oder für Auslandeinsätze, wir sind 
gegen jede Form von Aufrüstung. Auch 
sind wir gegen die Einsätze des Militärs 
im In- und Ausland.  Wir verurteilen 
die imperialistischen Aufrüstungen 

und Mobilmachungen und erheben 
die Parole: „Keinen Cent, Keinen Men-
schen für ihren Krieg!“ Zudem wollen  
wir verhindern, dass Kriegstreiber_
Innen eine Stimme in der Öffentlichkeit 
bekommen –im Kleinen wie auf Aus-
bildungsmessen oder in deiner Schule 
oder im Großen wie beim G20 Gipfel 

oder Sicherheitskonferenz am  17. Feb-
ruar in München. Deswegen beteiligen 
wir uns an den Gegendprotesten. Denn 
solche Treffen dienen zur Absprache 
der Herrschenden, die nur auf unsere 
Kosten Profite machen und sich für 
unsere Leben nicht interessieren!



9Internationales

von ihnen und Frauenrechte wurden 
erstmals mit dem Auftreten der HDP 
angesprochen.

Und wie ergeht es der breiten 
Masse, welche brav den Willen der 
Bosse durchsetzt und tagtäglich ihrer 
Arbeitskraft beraubt wird? Sie sind die 
ersten, die es am eigenen Leibe spü-
ren, ob treue_r AKP-Wähler_In oder 
nicht, dass es mit der blühenden türki-
schen Wirtschaft vorbei ist. Vor allem 
seit dem Putschversuch haben immer 
mehr ausländische Investor_Innen ihr 
Vertrauen in die Türkei verloren und 
ziehen ihr Kapital zurück. Die Zahl 
der Arbeitslosen ist auf 6,5 Millionen 
gestiegen und den größten Anstieg 
erleiden die Frauen bei 15% mehr 
Arbeitslosigkeit und bei jungen Frauen 
sogar bei 25,1%.

Der Wert des Liras sinkt, es gehen 
hunderte Firmen 
pleite, weil die 
Banken ihre Kre-
dite frühzeitig 
zurück verlangen. 
Die Warenexporte 
gingen im letzten 
Quartal 2016 um 
7% zurück. Die 
Preise steigen und 
die Inflationsrate 
noch schneller. 
Einer der größten 
Wirtschaftszweige 
der Türkei, die Tourismus-Branche ist 
eingebrochen, und auch die Baubran-
che stürzt ebenfalls, da die Regierung 
keine Gelder mehr hat, um neue oder 
noch laufende Projekte zu finanzieren. 
Der Staat taumelt auf den nächsten Kri-
seneinbruch zu.

Der Druck an den Arbeitsplät-
zen steigt, die Arbeit wird verdich-
tet und die Arbeitszeit erhöht. Die 
Arbeiter_Innenklasse wird immer 
weniger die Gewerkschaften als jenen 
Ort akzeptieren, der für ihre Rechte 
kämpft, da viele diesen Anspruch 
nicht verfolgen. Dies liegt vor allem 
an der starken Zerfaserung der 
Gewerkschaften und der großen 
Anzahl staatstreuer und politischer 
Gewerkschaften. Arbeitsrechte wer-
den genauso wie Menschenrechte mit 
den Füßen getreten. Der zweitgrößte 
Gewerkschaftsverband in der Türkei 
DISK (Revolutionäre Gewerkschaften 
Konföderationen) wird systematisch 
zerstört. Arbeiter_Innen, welche im 
Gewerkschaftsverband Mitglieder sind, 
wurden schon vereinzelt aus Fabriken 
und Firmen entlassen und teilweise in 

Untersuchungshaft gesetzt. Somit ver-
schlechtert sich beispielsweise die Lage 
dieser Gewerkschaft, die noch Anfang 
2015 mehrere tausend Arbeiter_Innen 
in rund 40 Fabriken in den Streik rief. 
Streiks oder dergleichen sind mittler-
weile noch schwerer durchzuführen, 
da nach dem Erlass der Notstandsge-
setze die Polizei neues Selbstvertrauen 
gewonnen hat und jeglichen auch so 
kleinen Protest auf gewaltsame Weise 
unterbindet oder diese als terroristi-
sche Akte behandelt werden können.

Trotz der inneren Spannungen ver-
sucht die AKP-Regierung, ihre Wäh-
ler_Innenschaft von all dem nicht zu 
informieren, stattdessen wirbt man 
für Nullprozent-Finanzierungen und 
ruft die Menschen auf, ihr ausländi-
sches Kapital sofort in Lira umzutau-
schen. Aber auch mit nationalistischer 

und patriotischer 
Stimmung gegen 
die Kurd_Innen im 
eigenen Land und 
gegen die Kräfte 
im Syrien-Krieg 
schafft man Feind-
bilder, über die 
man viel lieber 
berichtet. Auch die 
Türkei möchte ein 
Akteur im imperi-
alistischen Kampf 
um die Neuauftei-

lung der Welt im Nahen Osten sein.
Die Türkei marschierte in Syrien ein, 

um dort gegen den IS zu kämpfen, doch 
die Realität sieht anders aus. Denn oft-
mals galten nicht die Milizen des IS als 
Terroristen, sondern die kurdischen 
Selbstverteidigungseinheiten im Nor-
den Syriens (Rojava). Mehr als 6 Milli-
onen Türk_Innen haben ebenfalls kein 
Problem mit der Ideologie des IS. Da 
stellt sich die Frage, was macht dann 
das türkische Regime in Syrien, wenn 
es bis vor kurzen noch Sympathien für 
den Terror empfunden hatte? Die Tür-
kei will mit zu den Hauptakteuren im 
Syrien-Krieg zählen. Erdogan spricht 
seit Wochen über das alte Osmanische 
Reich, welches seine Grenzen bis hinter 
die heutigen Grenzen der Türkei aus-
breitet. Doch wird die Türkei nie einer 
der zentralen Akteure sein, darum 
spielt es den Junior-Partner in den 
Verhandlungen. 

Es ist ein elementares Ziel, die kur-
dische Autonomie zu verhindern, aus 
Angst, dass dadurch die kurdischen 
Bewegungen in der Türkei erstarken. 
Ob Niederlage, oder Sieg, die vom Staat 

kontrollierten Medien nutzen den Ein-
marsch für ihre eigene Propaganda, 
um die Bevölkerung mit nationalis-
tischem, militanten Gedankengut zu 
füttern. Dass der Einfluss der Türkei 
hier massiv abgenommen hat, zeigt 
sich auch an den Konsequenzen der 
„Befreiung Aleppos“. Dies offenbart 
die Fähigkeit des russischen Imperia-
lismus, ihre Einflussgebiete, samt des 
Schlächters Assad, zu halten. Als der 
russische Botschafter in der Türkei 
daraufhin erschossen wurde, trat dies 
in Windeseile in den Hintergrund.

Die Säuberung, so wie es die AKP 
nennt, ist keine Säuberung, sondern 
die Terrorisierung der Menschen, die 
Unterdrückung Aller und die Außer-
kraftsetzung der Menschenrechte. Die 
Repressionen und der Krieg innerhalb 
des Landes wird immer stärker werden; 
alleine im Jahr 2017 sollen mehr als 170 
neue Gefängnisse gebaut werden. Der 
Krieg gegen die größte Minderheit, die 
Kurd_Innen, wird weiter andauern und 
noch stärker vonstatten gehen. Es wir 
nicht mehr erlaubt sein, sich als Kurd_
In zu identifizieren, die kurdische 
Sprache zu sprechen. Banale demokra-
tische Rechte sind außer Kraft gesetzt 
und es werden keine linken Strukturen 
oder Oppositionellen mehr dulden. Der 
Widerstand der HDP und der Kurd_
Innen in der Türkei ist eine der weni-
gen fortschrittlichen Bewegungen, die 
es gilt, gegen den Bonaparten Erdogan 
zu unterstützen.

Was wir dagegen brauchen, ist eine 
breite Einheitsfront, die die rassis-
tischen Spaltungsgrenzen zwischen 
Kurd_Innen und Türk_Innen bewusst 
überschreitet. Im Zentrum dieser soll-
ten sowohl die Zurückdrängung der 
Notstandsgesetze und aller damit ein-
hergehenden Repressionen, als auch 
die Aufhebung des Verbotes der PKK 
stehen. Dieser Kampf kann jedoch nicht 
isoliert in der Türkei stattfinden, denn 
seine Auswirkungen sind international. 
Es sind Maßnahmen wie der EU-Tür-
kei-Deal, aber auch „Kleinigkeiten“, 
wie die zunehmenden Sperrungen 
von solidarischen Aktivist_Innen in 
sozialen Netzwerken, wie von Michael 
Prütz, wegen eines Facebook-Posts zur 
Unterstützung der „Waffen für Roja-
va“-Kampagne, die diese Verschär-
fung auch hier aufzeigen. Hierzulande 
stellt beispielsweise der G20-Gipfel 
eine Möglichkeit da, dem Kampf gegen 
das Erdoganregime eine internationale 
Perspektive zu geben!

„Streiks oder dergleichen sind 
mittlerweile noch schwerer 

durchzuführen, da nach dem 
Erlass der Notstandsgesetze die 
Polizei neues Selbstvertrauen 
gewonnen hat und jeglichen 
auch so kleinen Protest auf 

gewaltsame Weise unterbindet 
oder diese als terroristische Akte 

behandelt werden können.“
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JONATHAN FRÜHLING

Der Marxismus geht davon aus, 
dass die jeweilige herrschende Klasse 
Gesellschaft nach ihren Bedürfnissen 
formt, um ihre Herrschaft zu festi-
gen und zu erhalten. So ist die Gesell-
schaft der heute herrschenden Klasse 
der Kapitalist_Innen (Bourgeoisie) mit 
Marktwirtschaft, Konkurrenz sowie 
einem Staatsapparat verbunden. Die 
parlamentarische Demokratie ist in 
stabilen Zeiten der bequemste Weg für 
die Bourgeoisie, ihre Herrschaft auszu-
üben, da diese die tatsächlichen Herr-
schaftsverhältnisse verschleiert. In 
einer Phase, die von schweren Krisen 
und heftigen Klassenkämpfen geprägt 
ist, kann sich die Bourgeoisie auch 
anderer Herrschaftsformen bedienen, 
wie beispielsweise des Faschismus oder 
des Bonapartismus. Letzterer soll hier 
näher betrachtet werden.

WAS IST BONAPARTISMUS?
Der Bonapartismus ist eine Form 

der Diktatur der Bourgeoisie, bei der 
sie in einer sehr instabilen Situation 
ihre politische Macht an einen auto-
ritären Alleinherrscher abtritt. Eine 
solche Situation kann zum Beispiel ent-
stehen, wenn sich keine Fraktion der 
herrschenden Klassen entscheidend 
durchsetzen kann, oder kein Kompro-
miss innerhalb der parlamentarischen 
Demokratie zwischen den Klassen und 
Fraktionen möglich ist. Dabei stützt 
sich das bonapartistische Regime auf 
Teile aller Klassen und Schichten – 
meist jene, die sich ihrer Klassenzu-
gehörigkeit am wenigsten bewusst 
sind. Auf Seiten der Arbeiter_Innen 
drückt sich in der Unterstützung des 
Bonaparte eine gewisse Verzweiflung 
aus. Daher werden auch teilweise sozi-
ale Forderungen der Arbeiter_Innen 
erfüllt.

Wie lange sich ein Bonaparte hält, 
hängt davon ab, wie gut er auf dem 
Seil zwischen den Klassen und Klas-
senfraktionen balancieren kann. In der 
Geschichte war der Bonapartismus als 
Übergangsregime hin zum Faschismus 
(zum Beispiel Brüning in Deutschland 
vor Hitler) zu finden. Auf der anderen 
Seite gingen aus dem Bonapartismus 

auch stabilere gesellschaftliche Ver-
hältnisse hervor (zum Beispiel Russ-
land unter Putin).

Die Programme der Bonaparten kön-
nen sehr beliebig sein – von linkspopu-
listisch (Chavez – siehe unten) bis zu 
stocknationalistisch (Erdogan – siehe 
dazu in dieser Zeitung) variiert die 
Rhetorik sehr stark.

DARSTELLUNG DES 
BONAPARTISMUS 

DURCH MARX
Das erste bonapartistische Regime 

kam in Frankreich zwischen 1851 und 
1870 unter Louis Bonaparte (Napo-
leon III.) auf – daher auch der Begriff 
Bonapartismus. Seiner Regentschaft 
ging eine über 60 Jahre lange Phase 
von Revolutionen und Konterrevoluti-
onen voraus, in denen es keine Klasse 
schaffte, eine stabile Gesellschaft nach 
ihren Vorstellungen zu errichten. 
So konnte die Alleinherrschaft Louis 
Bonapartes entstehen, die mit Repres-
sion und Kompromissen die Klassen-
kämpfe vorerst befriedete – freilich 
innerhalb des Kapitalismus. Für eine 
detailliertere Beschreibung von bona-
partistischen Regierungen sollen 
jedoch aktuellere Beispiele dienen.

PUTINS RUSSLAND
Nach dem Zusammenbruch der Sow-

jetunion im Jahre 1991 war die russi-
sche Gesellschaft von wilden Privati-
sierungen, ökonomischen Verfall und 
Armut geprägt. Alte Bürokrat_Innen 
sowie Vertreter_Innen der bereits neu 
entstehenden bürgerlichen Klasse 
teilten die Besitzungen unter sich auf. 
Das Land drohte daran vollständig zu 
zerbrechen und in die Bedeutungs-
losigkeit zu versinken. Dadurch wäre 
Russland unter Umständen zur Halbko-
lonie abgestiegen. Das imperialistische 
Russland von heute, das auf weiten Tei-
len der Welt Einfluss ausübt, wäre so 
wahrscheinlich nicht entstanden.

Da trat 1999 Wladimir Putin auf 
den Plan, der wieder stabile kapita-
listische Verhältnisse schaffen sollte. 
Er bediente sich dafür eines bona-
partistischen Programms: Durch 
eine massive Erhöhung von Renten 
und Löhnen wurde das Leiden der 

arbeitenden Bevölkerung gemildert. 
Demgegenüber wurden kämpferische 
Arbeiter_Innen massiv unterdrückt.

So hat Putin für die Bourgeoisie um 
die 2000 Jahre Russland wieder geeint, 
wobei er sich eines ausgeprägten Nati-
onalismus bedient. Dafür wurde die 
Staatskontrolle über Teile der Wirt-
schaft wieder ausgeweitet und die 
repressiven Funktionen des Staates 
in Gang gesetzt. Dies entsprach dem 
Gesamtinteresse der herrschenden 
Klasse, musste jedoch auch gegen ein-
zelne Kapitalisten durchgesetzt wer-
den, z.B. Michail Chodorkowski. Auch 
heute noch ist die Bourgeoisie  relativ 
schwach und der Staat spielt eine domi-
nantere Rolle als in westlichen Staaten.

VENEZUELA UNTER 
HUGO CHAVÉS

Venezuela war nach Jahrzehnten 
neoliberaler Politik, Fehlwirtschaft 
und Korruption  Anfang der 90er Jahre 
bankrott und völlig abgewirtschaftet, 
große Teile der Bevölkerung lebten in 
bitterster Armut.

Die Lösung wurde gefunden in der 
Wahl Hugo Chavés 1998. Er trat mit 
einem linksreformistischen (ähn-
lich dem der Linkspartei) Programm 
an, welches demokratische Teilhabe, 
Kampf gegen Korruption, Verstaatli-
chung und soziale Sicherungen bein-
halteten. Finanziert wurden dies 
Errungenschaften mit Einnahmen aus 
Rohstoffexporten (vor allem Öl und 
Gas).

Unterstützt wurde Chavés von den 
Bäuerinnen und Bauern, der Arbei-
ter_innenklasse  und Teilen der Bour-
geoisie. Die Wirtschaft wurde so 
beispielsweise durch Investitionssi-
cherheit stabilisiert. Streiks, mit wei-
tergehenden Forderungen, wurden 
dagegen mittels der Polizei brutal 
niedergeschlagen. So war klar, dass 
Chavés Bonapartismus im Rahmen 
des Kapitalismus bleiben wurde, trotz 
sozialistischer Phrasen. Seit der Welt-
wirtschaftskrise 2007/08 und dem Ver-
fall des Ölpreise gerät der sogenannte 
Chavismus an seine Grenzen: Die 
Bourgeoisie setzt wieder vermehrt auf 
rechte Regierungen, weshalb die Men-
schen in Südamerika sich mit einem 

Grundlagen des Marxismus

Grundlagen des Marxismus: 

WAS IST BONAPARTISMUS?
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massiven reaktionäres (rückschrittli-
ches) Rollback konfrontiert sehen. Hier 
offenbart sich die zentrale Schwäche 
des Bonapartismus: Er gerät in Krisen-
zeit sehr schnell ins Wanken.

BONAPARTISMUS 
UND FASCHISMUS

Zunächst die Gemeinsamkeiten: 
Bonapartismus und Faschismus sind 
beides Spielarten der Herrschaft der 
Kapitalist_Innenklasse. Die herr-
schende Klasse greift nur in sehr 
schwierigen Zeiten zu einem der beiden 
Mittel und in der Regel geht ein deutli-
cher Zuwachs an Repression damit ein-
her. Außerdem tritt in beiden Fällen die 
Kapitalist_Innenklasse ihre politische 
Macht an den Staatsapparat ab.

Es gibt jedoch überwiegende, deutli-
che Unterschiede: Während der Bona-
partismus eine Art Befriedung des 
Klassenkampfes und der Fraktions-
kämpfe innerhalb der Klassen sucht, 
so richtet sich der Faschismus mit aller 
Macht gegen die Arbeiter_Innenklasse 
mit dem Ziel, diese zu zerschlagen. 
Dabei stützt sich die faschistische Par-
tei vor allem auf eine unabhängige, 
militante Bewegung des ruinierten 
Kleinbürgertums. Der Bonapartismus 
stützt sich von Anfang an auf Teile des 
Staatsapparates und Teile aller Klassen.

Es muss hier eines klar 
herausgestellt werden: 
Ob ein Staat faschis-
tisch oder bonapartis-
tisch oder parlamenta-
risch-demokratisch oder 
sonst was ist, lässt sich 
NICHT daraus erklären, 
wie repressiv der Staat ist 
und wie groß sein Gewal-
tapparat ist! Dafür müs-
sen die Verhältnisse im 
Klassenkampf betrachtet 
werden und nicht, gegen 
wen und wie oft der Staat 
auf wen schießen lässt.

UNSERE 
ANTWORT AUF 

DEN BONAPARTISMUS
Klar ist, dass unsere Politik darauf 

abzielt, die Interessen der Arbeiter_
Innenklasse zu verwirklichen und sie 
nicht in einem faulen Kompromiss mit 
einem Bonaparte aufzugeben. Das bein-
haltet tagespolitische Forderungen, 
wie soziale Reformen und Übergangs-
forderungen, wie Selbstorganisation. 
Letztlich können wir unsere Ziele aber 
nur durch die Abschaffung des Privat-
eigentums und die planmäßige und 
demokratische Errichtung einer neuen 
Gesellschaft und Wirtschaft erreichen. 

Unsere Aufgabe ist es deshalb, die 
Arbeiter_Innenklasse zu organisie-
ren und alle Zwischenklassen in eine 
Bewegung in Betrieben, Schulen, Unis 
und der Straße hineinzuziehen. Dafür 
müssen wir vom Kapital unabhängige 
Organisationen aufbauen und instabile 
Zeiten dafür nutzen, eine sozialistische 
Alternative zu formulieren. Nur so 
können wir der vermeintlichen Lösung 
von Krisen innerhalb des Kapitalismus 
beispielsweise durch einen Bonapar-
tismus entschlossen entgegentreten!

Kampf dem Sexismus —  INTERNATIONAL! 
RESA LUDIVIN, 

SYMPATHISANTIN VON REVOLUTION

2016 protestierten überall auf dem 
Globus Menschen vermehrt gegen 
die Einschränkung von Selbstbestim-
mungsrechten der Frau sowie Gewalt 
an Frauen. Und dieser Protest ist bitter 
nötig.

In den USA wurde ein offener Sexist 
und Rassist zum Präsidenten gewählt. 
In Polen will die nationalkonserva-
tive Regierung ein Abtreibungsverbot 
durchsetzen. In Südamerika treibt die 
Wut über die Ermordung von Frauen, 
nur, weil sie Frauen sind, Zehntau-
sende auf die Straße. Gerade Frauen 
in halbkolonialen Ländern werden mit 
der Kriminalisierung, beispielsweise 
wenn sie eine Fehlgeburt erleiden, 
und mit sexualisierter Gewalt, kon-
frontiert. Auf die jüngsten, besonders 
grausamen Vorkommnisse dieser Art, 
wie der Gruppenvergewaltigung einer 

16-Jährigen, die daraufhin starb, kam 
es zu Massendemonstrationen in Chile, 
Uruguay, Kolumbien sowie weiteren 
südamerikanischen Ländern und der 
Organisierung tausender Frauen gegen 
die Gewalt. Zudem rufen sie am 8.März 
(Frauenkampftag) zu einem weltwei-
ten Frauenstreiktag  auf. Aber auch 
in angeblich emanzipierten Ländern, 
wo Frauenrechte anerkannter Stan-
dard seien sollte, kam es zu Protesten 
und einer Zunahme von Angriffen auf 
Frauen.

SEXISMUS, RASSISMUS
Ebenso ist ein sexistisches Frauen- 

und binäres Gesellschaftsbild, welches 
von dem erstarkenden Rechtspopulis-
mus und Rassismus à la AfD und Co. 
getragen wird, auf dem Vormarsch. 
Nach den Ereignissen von Köln und 
Freiburg ist es auffällig, dass es wieder 
einmal nicht um die Opfer ging, son-
dern um die Täter. Sexismus scheint 

die Menschen in Deutschland nur zu 
interessieren, wenn die Täter_Innen 
Ausländer_Innen sind. So wird Sexis-
mus dann zum importierten Problem 
gemacht, obwohl jedes Jahr tausende 
Frauen in Deutschland sexuell beläs-
tigt werden und Übergriffe stattfin-
den, in der Familie, im Bekannten-
kreis, in der Schule, im Betrieb, an 
öffentlichen Orten - quasi überall. 
Rassismus getarnt als Feminismus ist 
lediglich eine Strategie von Rechten, 
die ihre Gesinnung vertuschen wol-
len, um einerseits ihren Rassismus zu 
verschleiern oder zu legitimieren und 
gleichzeitig, um ihr rückschrittliches 
Frauen- und Gesellschaftsbild zu ver-
breiten.  Auch die Burkini-Debatte im 
Sommer 2016 hat gezeigt, dass eine 
Mischung aus Sexismus und antimus-
limischer Rassismus genutzt wird, 
um migrantischen Frauen* ihr Recht 
auf Selbstbestimmung über das, was 
sie tragen, abzuerkennen, unter dem 
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Vorwand, vermeintlich emanzipiertere 
„westliche Ideale“, anderen Kulturen 
überzustülpen. Zudem bedienen sich 
rechte Gestalten dem Begriff des Gen-
derwahns, um ihren Unmut gegenüber 
einer offenen Gesellschaft, die sich von 
der Zweigeschlechterordnungs-Ideo-
logie sowie der traditionellen, bürger-
lichen Mutter-Vater-Zwei-Kinder-Fa-
milie abwendet, kund zu tun. Dabei 
versuchen sie lediglich, ihr reaktionä-
res Frauenbild aus den 50ern und ihre 
Homophobie und Transfeindlichkeit 
zu vertuschen. Denn die bürgerliche 
Familie, eigentlich ein längst überhol-
tes Gebilde, dient lediglich dem Kapita-
lismus, um Menschen zu kategorisieren 
und Diskriminierung zu legitimieren.

INSTITUTIONELLER SEXISMUS
Frauen verdienen weniger als Män-

ner, Migrant_Innen meist weniger als 
scheinbar Deutsche, unter 18-Jährige 
sind vom Mindestlohn ausgenom-
men. Diese Spaltung der Menschen in 
Frauen und Männer, Homo- oder Bise-
xuelle und Heterosexuelle, in Schwarz 
und Weiß oder Jung und Alt ist not-
wendig für den Kapitalismus, um zu 
überleben.  Frauen werden in dieser 
Gesellschaft der Spaltung konsequent 
zur Minderheit degradiert, obwohl sie 
keine darstellen. Sie arbeiten häufig 
in den Berufen, die am beschissensten 
bezahlt werden und haben gleichzeitig 
noch die gesellschaftlich zugeordnete 
Aufgabe des Haushalts und Kinder-
kriegens zugeschrieben. Von Geburt 
an wird ihnen diese Doppelbelastung 
vermittelt, schon in der Kindheit sollen 
sie lieber mit Puppen als Fußball, oder 
Ähnliches, spielen. Außerdem schreibt 
man ihnen eine Rolle des Still- und 
Aushaltens zu und man sieht sie häufig 
nicht als Menschen an, die sich wehren 
oder erheben können. 

Zudem werden zu oft abgetrennte 
Debatten über Sexismus, Rassismus 
und Kapitalismus geführt. Dabei ste-
hen die verstärkten Angriffe auf 
Frauen, das Zurückdrängen in eine 
Mutter- oder Hausfrauenrolle, fern ab 
gesellschaftlicher Anerkennung und 
das Erstarken des rückschrittlichen 

Frauenbildes der Rechten im konkre-
ten Zusammenhang mit den aktuellen 
Entwicklungen des Kapitalismus. Denn 
aufgrund der Wirtschaftskrise 07/08 
sind Einsparungen bei den Sozialleis-
tungen wie Kinderbetreuung oder im 
Pflegebereich vorgenommen wurden. 
Da Frauen weniger verdienen, sind sie 
es, die dann natürlich zu Hause bleiben 
und diese Tätigkeiten in der Familie 
dann übernehmen müssen. Auch das 
Erstarken der Rechten hängt mit der 
Krise zusammen, wie genau haben wir 
in einem anderen Artikel in dieser Zei-
tung erklärt. 

WEN BETRIFFT’S?
Angriffe auf Frauen, egal ob verbal 

oder körperlich, strukturell oder im 
Einzelfall, treffen nicht alle in gleichem 
Maße. Von  diesem neuen, alten Trend 
sind migrantische, trans und prole-
tarische Frauen besonders betrof-
fen. Also kurz gesagt: Diejenigen, die 
arm sind, bekommen die existierende 
Unterdrückung am meisten zu spüren. 
Beispielsweise müssen die Frauen, die 
fliehen und nicht genügend Geld für 
die Überfahrt besitzen, 
oftmals mit ihrem Kör-
per bezahlen, sodass Sex 
zum Geldersatz wird. Ein 
weiteres Beispiel dafür 
ist die Tatsache, dass auf-
grund ihrer miserablen 
Lebenssituation Frauen  
außerhalb von Industrie-
nationen früher sterben. 
In den ärmsten Ländern 
liegt ihre Lebenserwar-
tung gerade mal bei ca. 
52 Jahren. So leiden Süd-
europas Frauen  immer 
noch unter dem massiven 
Sparkurs, der sie nicht nur 
in eine prekäre Lebens-
situation und teilweise 
auch Prostitution zwingt, 
sondern ihnen erkämpfte 
Rechte aberkennt oder sie 
in eine Hausfrauenrolle 
zurückdrängt. Klar ist 
also: Jede Einschränkung 
von Rechten, egal, ob 

Frauenrechte, in Form von Wahlrecht, 
Selbstbestimmungsrechte über den 
eigenen Körper, oder LGBTIQA-Rechte 
treffen bzw. betreffen das Proletariat, 
also die Arbeiter_Innen  mehr als alle 
anderen gesellschaftlichen Schichten. 

Fakt ist: Sexismus hat Hochkonjunk-
tur. Aber, was tun? Organisiert Euch! 
Denn der Kampf gegen sexualisierte 
Gewalt und dieses sexistische Gesell-
schaftssystem lässt sich nur gemein-
sam und organisiert führen, wenn er 
gewonnen werden will. Nur wenn der 
Kapitalismus in Verbindung mit der 
sexistischen Unterdrückung gesehen 
wird, kann Sexismus bekämpft und 
besiegt werden. Lasst uns  deswegen 
eine internationale, proletarische Frau-
enbewegung aufbauen, die sich dem 
Zusammenspiel von Sexismus-Rassis-
mus & Kapitalismus bewusst ist und 
den globalen, reaktionären Tendenzen 
entgegengesetzt wird, um die Rechte 
der Frau zu verteidigen und auszu-
bauen. Kein Sozialismus ohne Frau-
en*befreiung, keine Frauen*befreiung 
ohne Sozialismus!

Antisexismus

¾¾ Ein Recht auf Abtreibung muss 
allen Frauen zugestanden und 
auch verteidigt werden!

¾¾ Sexismus überall bekämpfen, egal 
ob durch Einzelpersonen, Parteien 
oder den Staat verübt. Gegen das 
gegeneinander ausspielen von Ras-
sismus und Sexismus, denn dies 
bringt keinem Opfer etwas. Ebenso 
wenig lässt sich Sexismus damit 
bekämpfen - daher muss klar sein: 
Schluss mit dem rassistischen und 
geheuchelten Antisexismus!

¾¾ Für organisierte Selbstverteidigung, 
gegen die Gewalt sowie das Recht 
auf eigene Organisationsstruk-
turen für Frauen und LGBTIQA!

¾¾ Schluss mit der Entwertung der Frau 
und einem tradierten Familienbild! Für 
die gesamtgesellschaftliche Organi-
sierung der Hausarbeit und Kinder-
erziehung! Gleiche Rechte für alle!

DAHER FORDERN WIR:
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REVO VOR ORT
BERLIN 

Am 23.12.2016 wollten Rechte für die 
Opfer des Anschlags am Breitscheid-
platz demonstrieren. Treffpunkt der 
Rechtsextremen (unter anderem Berlin 
Wehrt sich & NPD) zum Aufmarsch war 

der Hardenbergplatz am Bahnhof Zoo. 
Knapp entfernt von der Gedächtnis-Kir-
che, wo sich Dienstag der Anschlag 
ereignete. Knapp 30 Menschen haben 
sie unter dem Motto „Grenzen dicht 

machen – An Merkels Händen klebt 
Blut!” versammeln können. Mit 500 
anderen Gegendemonstrant_Innen 
zeigen wir, dass Berlin keinen Bock hat, 
dass Opfer von Anschlägen für Rassis-
mus instrumentalisiert werden!

JAQUELINE KATHERINA SINGH

Die Unternehmensberatung McKin-
sey hat dem Bundesministerium für 
Migration und Flüchtlinge 14 Vor-
schläge vorgelegt, die für eine „kon-
sequentere Rückführung ausreise-
pflichtiger AusländerInnen“ eintreten. 
Innenminister de Maizière schien die 
Vorschläge, die 1,8 Millionen Euro 
gekostet haben, blendend zu finden. 
Kaum nachdem die Welt am Sonn-
tag über das Papier berichtete, gab er 
Interviews mit den Vorschlägen, die 
auf dem CDU-Parteitag in Essen ange-
nommen worden sind. McKinsey emp-
fahl, sich dem Problem zeitnah zu wid-
men. De Maizière gab an, 2017 mehr als 
100 000 Geflüchtete abschieben zu wol-
len. Das McKinsey-Papier möchte bis 
Ende 2017 mehr als 40 000 Menschen 
ausreisepflichtig machen. Kurzfristig 
würden die Ausgaben aufgrund der 
Rückführungen steigen. Längerfristig 
betrachtet, erscheint es ihnen als sinn-
volle Ausgabe, da man nicht auf den 
Geflüchteten sitzen bleiben möchte.

ABKOMMEN
Die meisten der betroffenen Geflüch-

teten kommen aus Afghanistan. Dass 
das Land ein Trümmerfeld ist und 
Steinmeier noch vor einem Monat ein-
gestehen musste, dass Afghanistan 
eventuell, vielleicht doch gar nicht 
sicher sei, da das deutsche Konsulat 
von den Taliban angegriffen worden 
war, ist egal. Im ersten Quartal 2016 
gab es 600 Tote und über 1000 verletzte 
Zivilist_Innen. Zusammen mit der Aus-
sage der Taliban, dass diese keine Zivi-
list_Innen verletzten, reicht das der 

Bundesregierung aus, um Afghanis-
tan zu einem sicheren Herkunftsland 
zu erklären. Sicher genug  soll das für 
Menschen sein, die der deutschen Wirt-
schaft nicht genug einbringen. Eben 
diese schickt die deutsche Regierung 
nun zurück in den Tod.

Somit steht fest: 2017 wird das Jahr 
der Abschiebungen. Deals mit den 
jeweiligen Herkunftsländern sind 
schon im Vorfeld abgeschlossen wor-
den: der Khartum-Prozess, der EU-Tür-
kei-Deal, das Afghanistan-Abkommen, 
der Rabat-Prozess, die Migrationspart-
nerschaften mit Libyen, Libanon und 
sieben weiteren Ländern,  das Vallet-
ta-Abkommen – ihre Namen sind alle 
unterschiedlich, ihr Zweck ist jedoch 
der gleiche. Sie alle versuchen, Men-
schen überhaupt die Chance zu neh-
men, zu flüchten oder wollen bereits 
Geflüchtete zurückführen.  Zusätzlich 
sind die Asylgesetze weiter verschärft 
worden. Der Parteitag der CDU in Essen 
zeigt uns, dass man nur dar-
auf wartet,  den Aufenthalt 
in Abschiebeknästen zu ver-
längern und die Ausreise kri-
mineller Ausländer_Innen 
konsequenter durchzuset-
zen, also diese schneller 
abzuschieben.

Kurz gesagt:  Die, die es 
mühsam hierher geschafft 
haben, dann in Unterkünfte 
verfrachtet und deren Rechte 
beschnitten worden sind, 
werden nun wieder zurück-
geschickt. Zwischenzeit-
lich durften sie noch Angst 
haben, von Rechten gejagt 
zu werden, nun werden sie 
unter dem Deckmantel der  
„freiwilligen  Rückkehrer“ 

und „Ausreisepflichtigen“  zurück in 
Krieg und Armut geschickt.

Für jene der Geflüchteten, die aktu-
ell politisch aktiv sind und sich selber 
organisieren, sowie für die zahlreichen 
Unterstützer_Innen muss klar sein: 
Gerade geht es nicht darum, eine „Will-
kommenskultur“ zu verbessern, gerade 
geht es darum, überhaupt in Deutsch-
land zu bleiben. Wer Abschiebungen 
stoppen will, sollte nicht bei exemp-
larischen Einzelfällen stehenbleiben. 
Abschiebungen haben System und 
wer den Geflüchteten in seiner Nach-
barschaft wirklich helfen will, muss 
bereit sein, sich für alle einzusetzen. 
Wir schlagen daher eine bundesweite 
Kampagne vor, die diese Abschiebe-, 
Abschottungs- und Abschreckungs-
politik klar aufzeigt. Denn nur wenn 
wir bundesweit agieren, unsere Kraft 
bündeln, kann der Kampf gegen die 
systematischen Abschiebungen, die es 
geben wird, erfolgreich sein.

— Das Jahr der Abschiebungen 2017

¾¾ Sofortiger Abschiebestopp! Schluss 
mit allen rassistischen Asylgeset-
zen und deren Verschärfungen! Für 
Staatsbürger_Innenrechte für alle!

¾¾ Schluss mit den unmenschlichen 
Abkommen, egal ob mit der Türkei, 
dem Sudan oder Afghanistan!

¾¾ Offene Grenzen und sichere Flucht-
wege, anstatt Menschen dazu zu 
zwingen, über das Mittelmeer oder 
durch Kriegsgebiete fliehen zu 
müssen!

¾¾ Wir brauchen gemeinsame Aktionen 
der Geflüchteten, Migrant_Innen und 
der Arbeiter_Innenbewegung. Von 
Gewerkschaften und SPD fordern wir 
ein Ende der offenen oder stillschwei-
genden Unterstützung der rassisti-
schen Regierungspolitik. Nur mit gro-
ßen Mobilisierungen und Initiativen 
können wir Abschiebungen nicht nur 
im Einzelnen, sondern massenhaft 
bekämpfen.

DAHER FORDERN WIR:
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JAQUELINE KATHERINA SINGH

Wenn wir uns in der Welt umschauen, 
kann uns ein Schauer über den Rücken 
laufen. In Deutschland hat’s die AfD 
bei fast allen Wahlen zweistellig in 
den Landtag geschafft, während die 
etablierten Parteien einen deutlichen 
Stimmverlust erlitten. Neben dem 
massiven Anstieg von Übergriffen auf 
Geflüchtete und ihre Unterkünfte in 
den letzten 2 Jahren häufen sich auch 
Angriffe auf Linke, sowie auf Büros von 
Gewerkschaften, Linkspartei, SPD und 
anderen linke sowie migrantische Ein-
richtungen. Begleitet wurde dies mit 
Asylgesetzverschärfungen, die letzt-
endlich in eine große Abschiebekam-
pagne seitens der Regierung mündete. 

Doch nicht nur in Deutschland hat 
sich die Lage verändert. Schauen wir in 
der Welt umher, sieht’s in anderen Län-
dern nicht viel besser aus. Werfen wir 
einen Blick nach Frankreich: Seit 2009 
wird die Front National einflussreicher 
und der staatliche Rassismus nimmt 
zu. Der antimuslimische Rassismus ist 
besonders stark ausgeprägt, wie das 
die Debatte zum Burka-Verbot oder die 
physischen Angriffe auf Muslima nach 
dem Terroranschlag auf Charlie Hebdo 
zeigen. 

Auch in Polen sieht’s nicht besser 
aus. Seit 2015 ist die rechtskonserva-
tive Prawo i Sprawiedliwość (kurz: 
PiS, dt: Recht & Gerechtigkeit) an der 
Regierung und verabschiedet reaktio-
näre Gesetze. Erst griff sie die Presse-
freiheit an, im Herbst 2016 wurde ver-
sucht Abtreibungen zu verbieten. Von 
der Geflüchtetenpolitik des Landes will 
man lieber schweigen. Hinzu kommt 
eine starke faschistische Szene, die 
Linke systematisch angreift. 

Auch in anderen europäischen Län-
dern sehen wir eine starke Rechte. 
Während in Österreich die FPÖ, eine 
rechtspopulistische Partei, stark zulegt 
und es nur eine Frage von 2% war, ob sie 
den Bundespräsidenten stellen, strei-
fen in der Ukraine faschistische Milizen 
umher. In Ungarn ist ein Rechtspopulist 
an der Regierung mit der faschistoiden 
Jobbik im Rücken und auch in Schwe-
den und Finnland haben die Rechten 

gut zugelegt. Doch 
dabei hört es nicht 
auf. Auf dem Groß-
teil der Welt können 
wir einen Rechts-

ruck verzeichnen. Von den USA bis zu 
den Philippinen können wir beobach-
ten, wie Rechtspopulist_Innen Erfolg 
haben. Klar ist: Dem Rechtsruck müs-
sen wir uns entgegenstellen. Aber wie? 

WARUM IST DAS SO?
Wenn wir uns effektiv wehren wol-

len, müssen wir auch verstehen, wie 
dieser Rechtsruck zustande kommt. 
Dazu müssen wir uns anschauen, in 
was für einer Welt wir eigentlich leben. 

Um dies gleich zu beantworten: Aktu-
ell leben wir im Stadium des Imperia-
lismus. Dieses ist quasi die „höchste“ 
Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen 
internationalen Weltmarkt samt einer 
internationalen Arbeitsteilung. Das 
heißt, dass weltweit gehandelt wird 
und deswegen nicht jedes Land Alles 
für sich selber herstellen, beziehungs-
weise überhaupt dazu in der Lage sein 
muss, mit der Produktivität dieser 
internationalen Arbeitsteilung stand-
zuhalten. Außerdem gibt es zwei For-
men von Ländern: imperialistische und 
unterworfene. Aus dem Schulunter-
richt kennen die ein oder anderen den 
Begriff der „Kolonisierung“. Damals 
gab es Länder, die offen andere Länder, 
also Kolonien abhängig gemacht haben 
– wirtschaftlich und politisch. Impe-
rialistische Länder machen in einer 
gewissen Weise das gleiche auch heute 
noch. Sie halten unterworfene Län-
der, auch Halbkolonien genannt, wirt-
schaftlich abhängig, jedoch politisch 
formal unabhängig. Oberflächlich 
erscheinen die meisten Halbkolonien 
als eigene Staaten. Schaut man sich 
aber an, wem die Firmen gehören, wel-
che Zuschüsse der Staat bekommt und 
wie verwoben die Beziehungen man-
cher Politiker_Innen sind, wird schnell 
klar: komplett unabhängig agieren die 
Länder nicht.

Natürlich gibt’s noch mehr, was wir 
zum Thema Imperialismus sagen soll-
ten. Aber das würde den Rahmen des 
Artikels sprengen. Deswegen gehen 
wir an dieser Stelle nur noch auf zwei 
weitere, für den Rechtsruck relevante 
Punkte ein.

Einer dieser Punkte ist die 

fortschreitende Monopolisierung. 
Konzerne fusionieren, kaufen auf und 
nehmen das Spiel in die Hand, wäh-
rend kleinere Firmen und Händler ver-
drängt oder aufgekauft werden. Das 
ist ein Prozess, der innerhalb der kapi-
talistischen Produktionsverhältnisse 
nicht gänzlich aufzuhalten ist. Einer 
kleinen Bäckerei im Dorf ist es näm-
lich unmöglich, in der gleichen Zeit 
so viele Brötchen herzustellen, wie es 
eine Bäckereikette machen kann (samt 
Maschinen, Anzahl an Arbeiter_Innen, 
Rohstoffpreisen usw. usf.). So wird 
dann auch der Preis der Dorfbäckerei-
brötchen teurer und mehr Menschen 
gehen zur Bäckereikette, weil es güns-
tiger ist. Das Ganze hat positive, wie 
auch negative Seiten. Ersteres ist, ver-
ständlicherweise schwer zu glauben, 
wenn man sich anschaut, was Bayer, 
Monsanto oder Unilever so verzapfen. 
Aber mit der Monopolisierung geht eine 
Zentralisierung der Produktion einher 
und sie legt den Grundstein für eine 
globale, organisierte Planwirtschaft. 
Da die großen Konzerne allerdings 
in direkter Konkurrenz stehen, kann 
dieser positive Aspekt nur genutzt 
werden, wenn die Arbeiter_Innen die 
Produktionsmittel selber kontrollie-
ren. Ist das nicht der Fall, stehen die 
Konzerne in Konkurrenz zueinander, 
produzieren unnötig aneinander vor-
bei und die negativen Auswirkungen 
wie Umweltverschmutzung, Raubbau 
etc. kommen zum Vorschein. Das ist 
die logische Folge der anarchischen 
Produktionsweise.

Es gibt aber noch einen anderen 
Aspekt der Monopolisierung: Kleinere 
Firmen, auch gerne als Mittelstand 
bezeichnet, die Angst haben, ihre Stel-
lung zu verlieren und nicht mehr zu 
existieren. Getrieben von der Angst 
des sozialen Abstiegs fangen sie an, 
laut herumzubrüllen: Protektionismus, 
Nationalchauvinismus, Standortbor-
niertheit, das sind ihre Argumente, 
um sich zu schützen. Kurz gesagt: Sie 
wollen das Rad der Zeit aufhalten, um 
nicht ihren Reichtum zu verlieren; sich 
gegen die internationale, arbeitstei-
lige Struktur des Gesellschaftssystems 
stellen. 

Ein weiterer Aspekt des Imperialis-
mus ist der Kampf um die Neuauftei-
lung der Welt. Zwar ist die Welt schon 
in unterdrückte und imperialistische 

Was steckt dahinter?

INTERNATIONALER RECHTSRUCK:

Internationales
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Länder aufgeteilt, aber die oben 
beschriebene Konkurrenz wirkt sich 
auch auf die Nationalstaaten aus, die, 
vereinfacht gesagt, auch Interessen-
vertreter_Innen der jeweiligen natio-
nal vorherrschenden Kapitalfraktio-
nen sind. Die imperialistischen Staaten 
und Bündnisse wetteifern darum, wer 
welchen Absatzmarkt beherrscht, wer 
welchen national untergliederten Teil 
der Arbeiter_Innenklasse zu welchem 
Profit ausbeuten kann und die Zugänge 
zu Rohstoffen kontrolliert. So wird der 
aktuell führende, aber auch schwächer 
werdende US-Imperialismus ökono-
misch von China und der EU global her-
ausgefordert, diese Konkurrenz geht 
auch von Russland in militärischen 
Fragen (bspw. Syrien, 
Ukraine) aus.

Diese immerwäh-
rende Konkurrenz 
führt dazu, dass ent-
gegen der Bedürf-
nisse und über den 
Bedarf produziert 
wird, woraus folgt, dass es für einen 
immer kleineren Teil von Produzent_
Innen Profite zu verteilen gibt. Nicht 
„nur“ gegenüber dem Proletariat 
(Arbeiter_Innen), sondern auch gegen-
über den „Mittelschichten“. Diese kom-
men dann gegenüber dem Großkapital 
erneut in eine verstärkte Konkurrenz, 
bzw. müssen sich den gesteigerten 
Anforderungen dessen unterwerfen – 
als Betrieb, aber auch als kleinbürger-
liche Schicht. 

So werden die Kapitalist_Innen 
gezwungen, immer nach einem Weg 
zu schauen, wie sie mehr Profit anhäu-
fen können. Diesen erlangen die Kapi-
talist_Innen beispielsweise dadurch, 
dass sie Löhne kürzen oder in die 
Verbesserung der Produktionsmit-
tel investieren. Ähnlich wie bei der 
Monopolisierung ist das eine Medaille 

mit zwei Seiten. Der Zwang, die Pro-
duktionsmittel, also Maschinen, zu 
erneuern, bedeutet in einem gewis-
sen Maß Fortschritt. Aber eben nur in 
einem gewissen Maß, da man dies nicht 
unendlich lange machen kann. 

Irgendwann erreichen die Kapita-
list_Innen den Punkt, an dem es zu 
teuer wird, die Produktionsmittel zu 
erneuern und erneute Investitionen 
sich nicht mehr lohnen. Diesen Prozess 
nennt man „den tendenziellen Fall der 
Profitrate“, den Marx und Engels ent-
deckt haben. 

Profit macht das Kapital mit der Aus-
beutung der Ware Arbeitskraft (also 
mit Arbeiter_Innen, die ihre Arbeits-
kraft verkaufen). Diese Arbeiter_Innen 

arbeiten mit Maschi-
nen, sowie Rohstof-
fen (Produktions-
mittel) und schaffen 
ungeheure Werte, 
wovon sie allerdings 
nur einen Bruchteil 
als Lohn bekom-

men. Je teurer die Produktionsmittel 
und Rohstoffe werden, desto geringer 
der Anteil menschlicher Arbeit in der 
einzelnen Ware, daher sinkt die Rate, 
wenn auch nicht die Masse der Pro-
fite. Auswege für diesen Prozess gibt 
es nicht viele für Kapitalist_Innen. Sie 
müssen versuchen, andere aufzukau-
fen oder zu fusionieren. Auch Spekula-
tionen bieten kurzfristig eine Möglich-
keit, den Prozess hinauszuzögern. Sind 
dann alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
und Absatzmärkte erschlossen, greift 
man zu rabiateren Methoden. Dies kann 
man zum Einen durch Austeritätspoli-
tik umsetzen, zum anderen aber auch 
durch wirtschaftlichen oder militäri-
schen Krieg. In diesem werden die Pro-
duktionsmittel zerstört. Und die stär-
kere Kapitalfraktion kann verstärkt in 
neue Märkte eindringen, während die 

Verliererin noch eventuelle Reparati-
onen und Wiederaufbauarbeiten trägt.

Wenn es dann keine wirklich gute 
linke Alternative gibt und es den Men-
schen schlechter geht, haben solche 
rechten Populist_Innen Erfolg. 

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 
2007/08 standen viele Banken kurz 
vor dem Bankrott. Viele wurden geret-
tet. Die Kosten dafür haben aber nicht 
jene getragen, die viel Geld besaßen. 
Nein, die Kosten wurden auf die Arbei-
ter_Innen abgewälzt. Praktisch wur-
den die Armen noch ärmer gemacht 
durch Leiharbeit, Kürzung bei Sozial-
leistungen, sozialen Einrichtungen etc. 
In Griechenland beispielsweise gab es 
Zeiten, da konnten die Arbeiter_Innen 
sich entscheiden, ob sie entweder ihre 
Stromkosten oder ihre Krankenversi-
cherung zahlten. Auch in den USA oder 
Spanien haben viele Leute Jobs verlo-
ren und es gab keine sozialen Siche-
rungen. Neueinstellungen fanden im 
Durchschnitt zu einem niedrigerem 
Lohnniveau statt.

Parteien, die dagegen die Stimme 
erhoben haben, gab es kaum. Gerade 
im Kern von Europa haben Sozialdemo-
krat_Innen wie die SPD dabei geholfen, 
die Kosten der Krise auf die Arbeiter_
Innen abzuwälzen. Linke Reformist_
Innen wie die Linkspartei haben es 
verpasst, kräftig dagegen zu kämpfen. 
So scheiterten europaweite Streikver-
suche oftmals an der Blockade durch 
Gewerkschaftsbürokratien imperi-
alistischer Nationen. Aktuell passen 
sie sich sogar dem Rechtsruck an und 
mobilisieren nicht aktiv gegen den 
staatlichen Rassismus oder jenen auf 
der Straße. Vielmehr versuchen sie, die 
Wähler_Innen, die sie an die AfD verlo-
ren haben, mit rechter Rhetorik wieder 
zu gewinnen.

Darüber hinaus gibt es in vielen 
anderen Ländern gar keine Parteien, 

Internationales

„Wenn es dann keine wirklich 
gute linke Alternative gibt und 
es den Menschen schlechter 
geht, haben solche rechten 

Populist_Innen Erfolg.“
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die von sich behaupten, das Interesse 
der Arbeiter_Innen zu vertreten. Das 
heißt insgesamt: Statt die wirklichen 
Probleme anzusprechen und zu benen-
nen, warum es den Leuten dreckig geht, 
gehen viele Parteien nach rechts und 
verschieben die Probleme. Man kann 
also sagen, dass die Arbeiter_Innen-
klasse sich also in einer Führungskrise 
befindet, da es keine größere Organi-
sation existiert, die ihre Gesamtinter-
essen vertritt und eine klare Perspek-
tive bietet. 

 Allerdings gibt es auch andere Bei-
spiele. Als in in Griechenland die eta-
blierten Parteien (PASOK und Nea 
Democratia) während der Krise an 
Stimmzahlen verloren, wurden nicht 
nur die Rechten stärker. Im Zuge der 
katastrophalen Situation im Land fan-
den die Reformist_Innen von SYRIZA 
in der Bevölkerung anklang. Die Partei 
versprach schließlich, sich gegen die 
massiven Einsparungen zu wehren, 
die die Lebensgrundlage der Mehrheit 
im Lande zerstörten – und so wurde 
sie gewählt. Ähnliches konnten wir im 

letzten Jahr in Großbritannien beob-
achten. Jeremy Corbyn gewann die 
Wahl um den Vorsitz der Labour-Party 
als linker Reformist in einer sich stetig 
nach rechts bewegenden Partei, durch 
die massive Unterstützung der (neuen) 
Parteibasis.

An beiden Beispielen haben wir eine 
Menge Kritik, schließlich hat Corbyn 
Kompromisse mit dem Parteiapparat 
gemacht und SYRIZA sich dem Spar-
diktat entgegen ihrer Versprechungen 
gebeugt. Nichtsdestotrotz zeigen sie 
auf, dass „radikale Forderungen“ wie 
sie Bürgerliche nennen, Rückhalt in 
der Mehrheit der Bevölkerung finden 
können. Und die Sprengkraft des Ver-
hältnisses von der Politik bürgerlicher 
Arbeiter_Innenparteien zu ihrer prole-
tarischen Basis.

WAS FÜR EINE PERSPEKTIVE 
HABEN WIR?

Zugegeben: Wirklich gut hört sich 
das Ganze nicht an. Der Rechtsruck 
geht mit zunehmender Militarisierung 
einher. Unterschiedliche Länder rüsten 

auf, Militärparaden oder schlicht und 
einfach das Werben für’s Sterben 
schleicht sich langsam in unseren All-
tag. Hinzu kommt der zunehmende 
Rassismus. Er spaltet die Arbeiter_
Innenklasse dadurch, dass man Angst 
vor den Migrant_Innen, sowie Geflüch-
teten schürt, die einem „Arbeit und 
Sozialleistungen“ wegnehmen wollten 
und fördert nationalen Chauvinismus. 

Doch wir müssen das Ganze nicht 
einfach so hinnehmen! Es gibt Wege, 
dieser tristen Zukunft zu entkommen. 
Als REVOLUTION treten wir dafür ein, 
dass es eine antirassistische Bewe-
gung braucht, bestehend aus Gewerk-
schaften, Sozialdemokratie und linken 
Reformist_Innen, die sich dem Rechts-
ruck stellt. Aktuell sind es nämlich 
diese Organisationen, die einen Groß-
teil der organisierten Arbeiter_Innen 
hinter sich führt. Denn Rassismus ist 
nicht einfach nur so beschissen. Er 
schwächt auch das objektive Interesse 
aller Arbeiter_Innen. Anstatt zusam-
men für eine bessere Lebensgrund-
lage zu kämpfen, bekämpft man sich 

Kultureller Marxismus

LEONIE SCHMIDT

In dem Film von Oliver Stone wird die 
Geschichte des amerikanischen Whist-
leblowers Edward Snowden neu aufge-
rollt und zwar,  im Gegensatz zu Laura 
Poitras´ Citizen Four,  in Form eines 
Dramas.

Der Film zeigt den herausragenden 
Hacker und Programmierer Edward 
Snowden, anfänglich noch bei der 
Army, der aufgrund seiner Statur 
nicht weiter dienen kann. Somit kommt 
er zum CIA und bekommt bereits in 
der dortigen Ausbildung zu spüren, 
dass die Sicherheit des bürgerlichen 
Staates über der Freiheit der Bür-
ger_Innen steht. Während eines Ein-
sates in Wien bekommt er Einblicke 
in das Programm xkeyscore, welches 
wie eine große Datensuchmaschine 
funktioniert. Besagtes Programm wird 
übrigens auch vom Bundesnachrich-
tendienst (BND) genutzt. Zurück in 
den USA programmiert Snowden Epic 
Shelter,  welches eigentlich als Backup 
Programm gedacht war. Es wird jedoch 
zum Abwehren von Drohnen miss-
braucht. Schließlich zieht Snowden um 

zu arbeiten nach Hawaii und entschei-
det sich dort, an die Presse zu gehen. 
Schließlich schafft er es über große 
Umwege, die Daten aus dem Hochsi-
cherheitsbunker zu schleusen. 

Eine Geschichte, die im Hintergrund 
weiter ausgebaut wird, ist die Liebes-
geschichte zwischen ihm und seiner 
späteren Freundin Lindsay Mills. Diese 
macht ihm auchverständlich, wie sehr 
er durch seine Abhör – und Überwa-
chungsprogramme in die Privatsphäre 
normaler Menschen eingreift. Ob es 
nun die Webcam ist, die im Schlafzim-
mer auf die beiden gerichtet ist oder 
die Textnachrichten von Lindsay, die 
Snowden aus Angst vor einem Sei-
tensprung selbst durchsucht – dies 
zeigt, dass das private auch politisch 
ist.

DIE MORAL DES PATRIOTEN 
Snowden, das wird bereits am 

Anfang des Films klar, ist Republikaner 
und logischerweise auch Patriot. Er ist 
bei der Army um seinem Land zu die-
nen, weil er sich an den Grundsatz JF 
Kennedys hält: „Frage nicht, was dein 
Land für dich tun kann. Frage, was du 

für dein Land tun kannst.“ Zu Beginn 
beschränkt sich Snowdens Patriotis-
mus jedoch hauptsächlich darauf, zu 
tun was die Regierung sagt und das 
nicht zu hinterfragen. Das wird deut-
lich daran, dass er, als er mit Lindsay 
auf einer Anti-Kriegskundgebung ist, 
trotzdem keine Petition gegen Bushs 
Einsatz im Irakkrieg unterzeichnen 
möchte.

Doch mit der Zeit und seiner Arbeit 
als Spion ändert sich das. Er kommt für 
sich zu dem Schluss, dass Patriotismus 
auch etwas damit zu tun hat, die Regie-
rung zu kritisieren und für das Beste 
für das „Volk“ zu kämpfen. 

Dies bringt er auch in eine Debatte 
mit Kollegen bei einer Gartenparty ein. 
Dabei diskutieren sie, ob das was sie 
tun legal ist. Snowdens Kollegen  sind 
davon überzeugt, er selber beantwor-
tet diese Aussage mit einem Verweis 
auf die Nürnberger Prozesse, bei wel-
chem ehemalige Nazis angeklagt wur-
den,  obwohl ihre Verbrechen zur Zeit 
der Tat aufgrund der nationalsozialis-
tischen Verfassung legitimiert waren. 
Er zeigt damit, dass auch „demokra-
tisch legitimierte“ Regierungen illegal 

FilmkritikSnowden:
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gegenseitig. Deswegen ist es wichtig, 
auch eigene Forderungen aufzustellen, 
wie nach bezahlbarem Wohnraum oder 
Mindestlohn für alle. Allerdings darf 
man auch nicht der Illusion verfallen, 
dass es nur ausreiche, die „sozialen Fra-
gen“ zu betonen. Diese Forderungen 
müssen konsequent mit Antirassismus 
verbunden werden, denn nur in prak-
tischen Kämpfen kann man den sich 
etablierenden Rassismus anfangen, 
zu beseitigen. Widmet man sich in der 
jetzigen Situation nur den sozialen Fra-
gen, vergisst man, dass Rassismus spal-
tet und kann ihn schlechter bekämp-
fen. Daneben muss auch die Frage der 
Selbstverteidigung aufgeworfen wer-
den. Denn neben rassistischen Geset-
zen gibt es auch Rassist_Innen auf der 
Straße, die Migrant_Innen und Linke 
angreifen. 

Aber eine Bewegung reicht nicht 
aus. Für uns Jugendlichen sieht unsere 
Zukunft echt beschissen aus: mehr 
Ausbeutung, mehr Überwachung, 
weniger Freiheiten und Perspekti-
ven. Es wird immer schwerer, einen 

Ausbildungsplatz oder einen Job zu 
finden, von dem wir leben können, 
ohne vorher den Spießrutenlaufen von 
unterbezahlten Praktika oder befris-
teten Jobs durchlaufen zu müssen. Für 
diejenigen, die weiblich, migrantisch 
und/oder geflüchtet sind, ist das Ganze 
nochmal einen Zacken härter. Neben-
bei werden dann auch die Ausgaben 
für Bildungseinrichtungen gekürzt 
und in der Gesellschaft wird unser 
Selbstbestimmungsrecht über unse-
ren Körper, sowie die eigene Sexualität 
eingeschränkt, oftmals geleugnet. Des-
wegen brauchen wir Jugendlichen eine 
eigene internationale Organisation mit 
einem revolutionären Programm. Ein 
Programm, das deutlich macht, dass 
es keine Spaltung aufgrund Herkunft, 
Geschlecht, Alter oder Sexualität geben 
darf und das aus den Fehlern der Ver-
gangenheit lernt. Nur so können wir 
der Unterdrückung von Jugendlichen, 
auch in der Arbeiter_Innenbewegung 
selbst, entgegentreten. Wir müssen 
die aktuellen Problematiken mit einer 
revolutionären Perspektive verbinden 

und diese ins Bewusstsein der Men-
schen tragen. Konkret heißt das: Wir 
beteiligen uns an aktuellen Kämpfen, 
wie Streiks oder Bewegungen, und ver-
suchen, dort eine revolutionäre Pers-
pektive rein zu tragen, insbesondere 
an den Orten, an denen wir uns befin-
den, wie Schulen oder Betrieben.

Aber eine Organisation mit revolu-
tionärem Programm braucht es nicht 
nur für uns Jugendliche. Als REVO-
LUTION ist uns nämlich bewusst, dass 
wir Jugendlichen nicht die einzigen 
sind, die unter dem System zu leiden 
haben und wir alleine nicht das System 
ändern können. Für uns ist die Arbei-
ter_Innenklasse die einzige Kraft, die 
eine Revolution anführen kann, wird 
doch durch ihre schöpferische Kraft 
der Großteil des gesellschaftlichen 
Wert produziert, den sich einzelne 
anschließend privat aneignen. Aus 
diesem Grund unterstützen wir die 
Anstrengungen, neue Arbeiter_Innen-
massenparteien aufzubauen, die offen 
für ein revolutionäres, sozialistisches 
Programm kämpfen.

Kultureller Marxismus

handeln und gegen die sogenannten 
Menschenrechte verstoßen können. 

HOFFNUNG UND 
VERÄNDERUNG?

Snowden will den Geheimdienst ver-
ändern, er möchte ihn transparenter 
machen und, dass nicht mehr so viele 
Leute grundlos abgehört werden. Doch 
welchen Schluss zieht er daraus? Was 
tut er?

Nachdem er sich von den Republi-
kanern entfernt hat, sieht er in Obama 
eine neue Hoffnung. Doch diese Hoff-
nung auf weniger Überwachung durch 
CIA und NSA wird bitter enttäuscht. 
Denn nachdem Snowden Daten über 
die Überwachungsmethoden der 
Geheimdienste veröffentlicht, vertei-
digt der neue Präsident sogar seine 
Spionageprogramme und die Angriffe 
auf demokratische Grundrechte. Aber 
Snowden tappt weiter im Dunkeln. Er 
verliert zwar den Glauben an den Präsi-
denten, jedoch nicht an das kapitalisti-
sche System. Er sagt am Ende des Films, 
dass irgendwann die Politiker kom-
men werden, die den Forderungen des 
Volkes nach Privatsphäre nachgeben, 

und wenn nicht, wird das Volk solange 
darum kämpfen, bis das geschieht. Er 
mag Recht haben, dass das Volk nicht 
aufhört zu kämpfen, aber Privats-
sphäre werden wir erst haben, wenn 
wir den kapitalistischen Staat zerschla-
gen, der im Interesse der Sicherung der 
Macht von Wenigen die Vielen überwa-
chen muss. Dass mehr Überwachung 
auch nichts mit Sicherheit zu tun hat, 
hat uns hierzulande zuletzt die Ver-
wicklung der deutschen Geheimdienste 
in die rassistischen Mordanschläge des 
NSU gezeigt. Geheimdienste und Über-
wachung dienen nur den Interessen der 
Mächtigen und gehören in die Tonne! 
Enthüllungen über ihre Methoden, wie 
die von Edward Snowden, sind wichtig 
um die Öffentlichkeit über ihre Grund-
rechtsverletzungen aufzuklären und 
können Ausgangspunkt von Massen-
bewegungen gegen staatliche Überwa-
chung sein. Dafür brauchen wir jedoch 
nicht nur einen mutigen Snowden 
sondern tausende von kämpferischen 
Jugendlichen und Lohnabhängigen!

FAZIT
Abgesehen davon dass der Film die 

Schlüsse oft an der falschen Stelle zieht 
und Snowden nicht ganz von seinem 
patriotischen Trip runterkommt, ist er 
trotzdem sehr mitreißend und wichtig. 

Die Spannung nämlich kommt 
dadurch zustande, dass jedes Pro-
gramm, jede Abhörmethode, die in dem 
Film gezeigt wird, echt ist. Der Film 
veranschaulicht besagte Programme 
und lässt den Zuschauer verstehen, 
wie massiv und brutal die Eingriffe 
in die Privatsphäre durch die staatli-
chen Überwachungsorgane sind. Auch 
Snowdens Geschichte ist wahr, wenn-
gleich auch etwas überdramatisiert.

Der Zeitpunkt der Veröffentlichung 
ist ebenfalls nicht schlecht gewählt, 
da 3 Jahre nach dem NSA Datenleak 
das Ganze trotzdem schon fast wieder 
in Vergessenheit geraten ist. Somit ist 
„Snowden“ ein Film, der auf jeden Fall 
zum Nachdenken hinsichtlich Daten-
schutz und Geheimdiensten anregt, 
und mit Sicherheit auch dazu führt, 
dass die Zuschauer zuhause ihre Web-
cam abkleben!
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LEONIE SCHMIDT

Bevor es zur Oktoberrevolution und 
somit zur proletarischen Revolution 
kam, gab es eine andere Revolution 
1917 in Russland. Das war die Februar-
revolution und ohne diese wäre es auch 
nicht zu einer proletarischen Revolu-
tion gekommen, denn sie war nötig um 
den Zaren zu stürzen, das revolutio-
näre Bewusstsein der Arbeiter_innen 
zu stärken und die Massen zu organi-
sieren. Eine Besonderheit der Februar-
revolution ist aber auch, dass sie ohne 
wirkliche Führung d.h. einer revolutio-
nären Partei geschah, sondern nur aus 
den fortschrittlichsten Schichten der 
Massen heraus. 

Tatsächlich hatte es aber schon 1905 
einen Versuch gegeben, den Zaren zu 
stürzen. Dieser war jedoch gescheitert 
und blutig niedergeschlagen worden. 
Das lag vor allem daran, dass die Indus-
trie und damit das Proletariat noch 
deutlich schwächer waren. Außerdem 
fehlten Kampferfahrung, eine klare 
Arbeiter_innenführung, zudem war 
die Verbrüderung von Soldaten (mehr-
heitlich Bauern) und Arbeitern_innen 
war wenig entwickelt. Natürlich waren 
damals vor allem Arbeiter_innen 
beteiligt und gerade die fortschrittli-
chen Petrograder (St. Petersburger) 
Arbeiter_innen hatten viele Lehren aus 
dieser ersten Revolution in Russland 
gezogen.

WARUM  KAM ES ZUR 
FEBRUARREVOLUTION?

Russland befand sich seit 1914 im 
1.Weltkrieg und war Verbündeter 
von England und Frankreich (Trip-
leentente). Russland jedoch war das 
schwächste Glied in dieser Kette, denn 
es hatte keine sonderlich große Indus-
trie, 90% der Menschen lebten auf dem 
Land. Russland war noch halb feu-
dalistisch, während die Westmächte 
bereits ganz im Kapitalismus ange-
kommen waren. Das hatte auch Aus-
wirkungen auf die Machtverteilung in 
der imperialistischen Kette, z.B. gab 
es in Russland besonders viele auslän-
dische Investoren. Dadurch konnte die 
Industrialisierung in Russland zwar 
stark angekurbelt werden, jedoch blieb 

Russland damit total abhängig von sei-
nen Verbündeten. 

Auch war die russische Armee sehr 
schlecht ausgestattet und es wurde 
hauptsächlich für die Bedürfnisse an 
der Front produziert (50 % der Wirt-
schaftsleistung), die normale Bevölke-
rung musste hungern. Ein Drittel der 
Menschen, die an der Front gekämpft 
hatten waren entweder tot (2,5 Mil-
lionen) oder verletzt (2,5 Millionen), 
katastrophale Niederlagen und Hun-
ger hatten Armee und Hinterland total 
demoralisiert. Viele verschiedene Völ-
ker des Zarenreiches wie z.B. Kasa-
chen, Kirgisien, Turkmenen, Usbeken 
und die baltischen Völker wurden vom 
zaristischen Regime unterdrückt. Der 
Knackpunkt allerdings war, dass die 
Agrarfrage (Aneignung des adeligen 
Landbesitzes durch die einfachen Bau-
ern) nicht gelöst war. 

DER STURZ DES ZARISMUS
Am Frauentag des Jahres 1917, in 

Russland der 23. März, kam es zu Streiks 
in Petrograd. Man streikte hauptsäch-
lich für Brot und gegen den Zarismus. 
Aber die Bolschewiki rieten sogar von 
dem Streik ab, denn sie befürchteten, 
dass der Aufstand in eine Niederlage 
enden würde. Das interessierte die 
Arbeiter_innen aber nicht und 90.000 
Menschen streikten noch am selben 
Tag. In den folgenden Tagen breiteten 
sich die Streiks über das ganze Land 
immer weiter aus.

Es kam aber auch zu zahlreichen, 
blutigen Zusammenstößen vor allem 
mit der Polizei. Das positiv daran aber 
war, dass sich die Soldaten, welche zu 
meist ebenfalls aus armen Bauern- 
und Arbeiterfamilien kamen, mit den 
Demonstrant_innen verbündeten. 

Es auch gemeinsame Forderungen  
von Arbeiter_innen und Soldaten: 
Niederwerfung der Polizisten und der 
regierungstreuen Truppen, Besetzung 
von Regierungsgebäuden, öffentli-
chen Plätzen, Bahnhöfen, Postämtern, 
Druckereien, Waffenlager etc., Verei-
nigung alle übriger Soldaten mit den 
Arbeitern und Befreiung von politi-
schen Gefangenen. Dadurch konnte 
der Zarismus gestürzt werden.

DAS NEUE REGIME
Die Zeit zwischen Februar und Okto-

ber 1917 ist in Russland durch die Dop-
pelherrschaft gekennzeichnet. Das 
bedeutet, dass die Macht zwischen 
mehreren Klassen geteilt ist und je 
nach Ausgang der Kämpfe in eine Kon-
terrevolution oder eine Fortsetzung 
der Revolution münden kann. 

Das Zentralexekutivkomitee des 
Petrograder Arbeiter- und Soldaten-
sowjets, (im Folgenden XK), welches 
am Tag des Umsturzes gegründet 
wurde, rief zu Sowjetwahlen (Wahlen 
zu demokratischen Räten) im ganzen 
Land auf. Auf der anderen Seite grün-
dete sich zur gleichen Zeit eine provi-
sorische Regierung des Adels und der 
Kapitalisten. Dass es zwei Regierun-
gen gab, war der höchste Ausdruck der 
Doppelherrschaft, die die ganze Gesell-
schaft durchdrang.  

Die fortschrittlichsten Petrograder 
Arbeiter_Innen waren im Februar zwar 
in der Lage den Zarismus zu stürzen, 
aber nicht die Macht selbst in die Hand 
zu nehmen: Der Petrograder Sowjet 
und vor allem das XK spiegelten die 
Stimmung der Massen sehr verzerrt 
wieder, da vor allem konservative Sozi-
alisten (Menschewiki und Sozialrevo-
lutionäre) gewählt wurden. Der Petro-
grader Sowjet trat unter ihrer Führung 
sogar für eine Fortsetzung des Krieges 
und eine Übergabe der Macht an die 
provisorische Regierung ein. Grund 
für diesen Widerspruch zwischen Basis 
und Führung war, dass die Massen zu 
dieser Zeit noch kaum einen Unter-
schied zwischen den sozialistischen 
Parteien sahen.

DIE VERSCHIEDENEN 
PROGRAMME DER 

SOZIALISTISCHEN PARTEIEN
Die Bolschewiki schwenkten nach 

Lenins Ankunft aus dem schweizer Exil 
im April auf die Forderungen: „Sturz 
der Regierung“, „alle Macht den Sow-
jets“, „Land den Bauern“ und „Been-
digung des Krieges“ um (Aprilthesen). 
Lenin setzte diesen Kurs nicht mit dik-
tatorischen Vollmachten o.ä. durch, 
sondern schaffte es seine Partei nach 
heftigen internen Auseinandersetzun-
gen von dieser (richtigen) Politik zu 

100 Jahre Russische Revolution: 

Teil 1 — Die Februarrevolution
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überzeugen.
Menschewiki, Sozialrevolutionäre 

und Bolschewiki stimmten darin über-
ein, dass im rückständigen Russland 
zuerst eine bürgerliche Revolution 
von statten gehen muss. Diese ist vor 
allem durch die Lösung der Agrar-
frage (Aneignung des Landes des Adels 
durch die armen Bauern) gekennzeich-
net. Menschewiki und Sozialrevolutio-
näre argumentierten aber, dass dafür 
die Führung der Bourgeoisie nötig sei, 
was war aber aufgrund der verspäteten 
Entwicklung in Russland nicht mehr 
möglich war. Hauptziel der Bourgeoisie 
war es nämlich faktisch, wieder eine 
Monarchie zu errichten, da sie nicht 
stark genug war eine eigene Regie-
rung zu etablieren und keinen ande-
ren Alternative gegen die Macht der 
Arbeiter_innen und Bauern sahen. Die 
Agrarfrage konnte deshalb nur unter 
der Führung der Arbeiter_Innen gelöst 
werden. Haben diese aber einmal die 
Macht ergriffen, werden sie natürlich 
zu sozialistischen Maßnahmen (z.B. 
Enteignung der Kapitalisten) überge-
hen (Theorie der Permanenten Revolu-
tion). Die Enteignung des Adels wurde 
dann auch erst durch die Regierung der 
Oktoberrevolution unterstützt, welche 
zeitgleich begann sozialistischen Maß-
nahmen umzusetzen.

APRILTAGE, ERSTE KOALITION 
UND RUSSISCHE OFFENSIVE
Im April kam es zu erfolgreichen 

Demonstrationen gegen erneute Anne-
xionen (Besetzung und Aneignen von 
fremden Gebieten), welche die pro-
visorische Regierung durchsetzen 

wollte. Die Bevölkerung jedoch war 
strikt dagegen, denn sie wollte endlich 
Frieden. Die Bolschewiki forderten den 
Sturz der provisorischen Regierung 
weiterhin und fingen so an das Ver-
trauen der Massen zu gewinnen.  Um 
die Bourgeoisie zu retten bildeten die 
Versöhnler (Menschewiki und Sozial-
revolutionäre (wegen Versöhnung mit 
der Bourgeoisie)) daraufhin sogar eine 
Koalitionsregierung mit der Bourgeoi-
sie. Während die Massen immer mehr 
nach links schwenkten und an Macht 
gewannen, schwenkten das XK dage-
gen immer mehr nach rechts.

Aber den Massen ging es weiterhin 
schlecht. Zwar setzten die Arbeiter_
innen den Acht-Stunden-Tag durch 
und mancherorts wurde der Lohn 
angehoben, jedoch waren 
auch die Preise weiterhin 
gestiegen und so muss-
ten sie hungern. 
Das führte dazu, 
dass es im Juni 
m ä c h t i g e 
Demonstra-
tionen gab. 
Die Bol-
schewiki  
u n t e r -
s t ü t z e n 
diese und 
w u r d e n 
d a f ü r 
vom Rest 
des Sowejt-
kongresses, der 
zu dieser Zeit 
statt fand, scharf 
kritisiert.

Unterdessen trieb eine gescheiterte 
russische Offensive die Armee an den 
Rand des Zusammenbruchs. Die Ver-
söhnler hatten die Offensive befür-
wortet und zogen so den Hass der Mas-
sen auf sich, die höchstens noch bereit 
waren die Front zu halten. 

Das alles führte dazu, dass sehr 
viele Arbeiter_innen und Soldaten 
den Versöhnlern den Rücken kehr-
ten und lieber die Bolschewiki unter-
stützen. Bis zur Oktoberrevolution 
waren aber noch viele entscheidende 
Kämpfe zu führen, um die Geschichte 
von hunderten Jahren (vom Absolu-
tismus zum Sozialismus) in 8 Monaten 
nachzuholen.

Wir sammeln Spenden für unseren Freund Pat, der im 
September verurteilt worden ist. Dann ist er plötzlich in 

Untersuchungshaft gesteckt worden und man hat ihm 
neue Sachen vorgeworfen. Wir wollen ihn in der Situation 

nicht allein lassen, dem Fall Öffentlichkeit geben und 
ihn gegen unnötige, staatliche Repression schützen!

Rote Hilfe e.V.
GLS-Bank
Konto-Nr.: 4007 238 317
BLZ: 430 609 67
IBAN: DE55 4306 0967 4007 2383 17
BIC: GENODEM1GLS
Betreff: FreePat

Du findest diese Zeitung gut? 
Du willst aktiv gegen die Festung Europa, 

die rassistische Flüchtlingspolitik, Krieg, 
Militarisierung und letztlich auch ihre 
Ursache, den Kapitalismus werden? Schon 
mal dran gedacht dich mit anderen Gleich-
gesinnten zusammen zu tun? Meld dich 
bei uns! Gemeinsam können wir Aktionen 
organisieren,  Politik in deine Schule tra-
gen, auf Demos gehen und für eine bessere 
Perspektive kämpfen!

Werde aktiv!

Schreib uns eine Mail 
oder bei Facebook!
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WOHER KOMMT DER 
FRAUENKAMPFTAG 

EIGENTLICH?
1910 schlug die Revolutionärin 

Clara Zetkin auf der II. Sozialistischen 
Frauenkonferenz vor einen Interna-
tionalen Aktionstag für Frauenrechte 
zu organisieren. Schon bald wurde 
umgesetzt: 1913 gingen in vielen Län-
dern Menschen auf die Straße um für 
die Rechte von Frauen auf die Straße 
zu gehen. Das Datum, der 8. März 
wurde gewählt, um an streikende 
Arbeiterinnen aus New York zu erin-
nern. Diese wurden am 9. März 1908 
in einer Textilfabrik eingeschlossen 
damit sie sich nicht an den damali-
gen Protesten beteiligen konnten. 
Aus ungeklärten Gründen brach ein 
Brand aus bei dem  129 Arbeiterinnen 
starben. 

FRAUENTAG VS. 
FRAUENKAMPFTAG –

DER WANDEL DER ZEIT
Im Verlauf der Geschichte hat der 

Frauenkampftag seinen ursprüngli-
chen, kämpferischen Charakter einge-
büßt. Während er 1917 der Auftakt der 
Februarrevolution war, so wurde er im 
Nationalsozialismus durch den Mutter-
tag ersetzt um der Frau als Mutter zu 
ehren. Dies passte zum Frauenbild des 
Faschismus, wo die Mutter als fürsorg-
liche, erziehende zu Hause blieb und 
sonst wenig Rechte hatte. 

Später, also 1946 wurde der 8. März 
in der späteren DDR wieder einge-
führt. Von oben diktiert, verlor er sei-
nen eigentlichen kämpferischen und 
internationalen Charakter und wurde 
weitgehend zu einem bürokratischen 
Ritual. Wiederbelebt wurde er dann in 
Deutschland von in den 70ern von radi-
kalen Feministinnen, linken und sozia-
listischen Organisationen.

Heute ist er in Deutschland eine 
Mischung aus Saalveranstaltungen 
und gelegentlichen Demonstrationen, 
die oft inhaltleer sind. Mit Klassen-
kampf und den dringenden Anliegen 
der großen Mehrheit der lohnabhängi-
gen Frauen hat er wenig zu tun. 

IST DAS ÜBERALL SO? 
Nö. Letztes Jahr in der Türkei sind 

trotz starker Repressionen mehrere 
1000 Menschen auf die Straße gegan-
gen um gegen die ansteigende Gewalt 
gegen Frauen zu demonstrieren. Aber 
auch in Argentinien, Brasilien, Indien 
und Bangladesch gehen am 8. März Mil-
lionen von Frauen auf die Straße. Nicht 
um sich zu feiern, sondern um für ihre 
Rechte zu kämpfen 

WARUM NEHMEN WIR 
DARAN TEIL? 

Wie ihr schon mitbekommen habt, ist 
der Frauenkampftag ein bedeutender 
Tag der Arbeiter_Innenbewegung. An 
Demos oder Veranstaltungen nehmen 
wir aber nicht teil, weil es halt „Tradi-
tion“ ist. Frauen- und LGBTIA Unter-
drückung sind immer noch vorhan-
den und immer noch aktuell. Im Zuge 
des Rechtsrucks hetzen CDU/CSU und 
AfD  steigt nicht nur Rassismus, auch 
Frauen- und LGBTIA-Rechte werden 
von Konservativen und Rechtspopu-
list_Innen angegriffen. Dass die damit 
Erfolg haben, wollen wir verhindern 
und darüber hinaus müssen wir Sexis-
mus & Co an den Wurzeln packen!

SOLLTEN NUR FRAUEN UND 
LGBTIA'S DEMONSTRIEREN?
Nein! Als Revolutionär_Innen müs-

sen wir für die Ziele, die wir errei-
chen wollen gemeinsam kämpfen und 
zusammen für unsere Interessen ein-
treten. Die Unterdrückung von LGB-
TIAs, Rassismus und Sexismus ist zwar 
tief mit Kapitalismus verbunden. Für 
uns heißt das aber nicht a) dass sich nur 
diejenigen, die schon unterdrückt wer-
den mit ihren Problemen beschäftigen 
müssen b) wir nicht jetzt schon gemein-
sam für bessere Bedingungen kämpfen 
können und c) wir uns nicht mit Ras-
sismus, Sexismus und LGBTIA-Diskri-
minierung auseinandersetzen müssen, 
sowohl in- als außerhalb unserer Orga-
nisation. Wenn wir die Probleme auf 
dieser Weltbeseitigen wollen, müssen 
wir vereint kämpfen! Also hinaus zum 
Frauenkampftag 2017!

WAS IST SEXISMUS? 
UND WOHER KOMMT 

HOMOPHOBIE?
Schau‘ mal auf unsere Homepage! 

Dort findest du zwei Grundlagen-Arti-
kel, die sich diesen Fragen widmen!

HINAUS ZUM 8. MÄRZ! 


